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INHALT

Hier in dieser Zeitung erfährst du nur 
einige Punkte und Positionen unserer 
Politik. Sie basieren auf unserem 
Programm, welches unsere heutige 
Situation mit dem Kampf um eine 
sozialistische Revolution verbindet. 
Allen Jugendlichen innerhalb der 
Sozialdemokratie, so wie in der radi-
kalen Linken, wollen wir mit diesem 
Programm einen Diskussionsvor-
schlag bieten für den Aufbau einer 
tatsächlich revolutionären, unabhängigen Jugendorga-
nisation - einer neuen Jugendinternationale. Wir fordern 
euch auf, es mit uns zu diskutieren und aktiv in die 
kommenden Auseinandersetzungen in der Krise zu tragen
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Redaktion

Wenn du unsere Ideen unterstützt, 
dann werde aktiv, organisiere dich 
gemeinsam mit uns!

Die Zeitung, die du in deinen Händen hältst, wird 
regelmäßig von einer Gruppe von Jugendlichen 
herausgebracht. Diese Gruppe nennt sich genau wie die 
Zeitung – REVOLUTION. Wir sind eine internationale 
kommunistische Jugendorganisation. Wir haben ein 
gemeinsames Programm, das wir uns selbst erarbeitet 
haben. Wir sind ofen für jede Diskussion, aber wir stehen 
geschlossen hinter unseren Aktionen. Wie unser Name sagt, 
sind wir für die Revolution, für den Kommunismus. Eine 
gerechte und befreite Gesellschaft kann nur entstehen, 
indem der Kapitalismus von denen, die er unterdrückt, 
zerschlagen wird. Und der Kampf dafür beginnt jetzt, in 
konkreten Kämpfen, wie im Kampf der Refugees für volle 
Bürger:Innenrechte oder Seite an Seite mit Arbeiter:Innen 
aus aller Welt. Wir haben wöchentliche Ortsgruppen-
trefen, auf denen wir gemeinsam diskutieren und Aktionen 
planen. Wir gehen auf Demonstrationen, unterstützen 
Streiks und bringen Flugblätter und eine Zeitung heraus, um 
neue Jugendliche und junge Arbeiter:Innen für unsere Ideen 
zu gewinnen. Wenn du Fragen hast oder diskutieren willst, 
sprich uns gerne an oder schreibt uns auf Insta.

(Die)
Wir sind 

REVOLUTION Revo Vor ortIn Stuttgart gegen Rechts 
demonstrieren!
Am 24.02.24 fand die Aktion ,,die rechte Welle 

brechen“ in Stuttgart statt. An diesem Tag 

wurde die Demo wurde 

mit über 10.000 

Menschen für einen 

anti-faschistischen 

Protest sehr gut 

besucht. Wir 

haben natürlich 

auch an der Demo 

teilgenom-men 

und geflyert. Im 

Vorfeld haben wir an 

unseren Schulen mobilisiert 

und Flyer für unsere bundesweite Kampagne ,

,Jugend gegen Abschiebung“ 

gedruckt. Ein wichtiger 

Inhalt des Protestes 

war es auch die 

Ampelregierung zu 

kritisieren, da diese 

sich den Rechten 

anbiedert und 

genauso rassistische 

Abschiebungsgesetze 

durchsetzt. Dieses Thema ist auch ein 

bedeutender Punkt in unserer Kampagne ,

,Jugend gegen Abschiebung“. Als Jugend-

organisation gilt es um so mehr den Rechtsruck 

zu bekämpfen, da wir Jugendlichen besonders 

von Queer-Unterdrückung, Rassismus und 

Ausbeutung unmittelbar betroffen sind. 

Schüler:innen vernetzen sich 
in Leipzig!
 Am 17.4. führten wir in Leipzig im 

Sozialen Zentrum “Clara Zetkin” 

zusammen mit der  “Revolutionären 

Schüler_innen Vernetzung” ein 

Vernetzungstreffen für Schüler:innen 

gegen Rechts durch. Ziel war es, zu 

diskutieren, wie wir in Anbetracht 

der wachsenden Beliebtheit der AfD 

und rechtem Gedankengut, aber auch 

dem Rechtsruck innerhalb der CDU und 

der Ampel, an unseren Schulen politisch 

aktiv werden können. Daher besprachen wir 

die theoretischen Hintergründe des Rechtsrucks, 

also u.a. die vielen verschiedenen Krisen, die 

unterschiedlichen Interessen der Kapital-

fraktionen und die imperialistische Neuaufteilung 

der Welt, die Vorschläge der Initiative Jugend 

gegen Abschiebung, eine bundesweite Aktion im 

Zuge der Europawahl abzu-

halten und wie wir ganz 

konkret an unseren 

Schulen Politik 

machen können. 

Dafür hatten 

sich Schüler:in-

nen von drei 

verschiedenen 

Leipziger 

Schulen einge-

funden. Die Teil-

nehmenden kamen 

gemeinsam zu dem 

erfreulichen Ergebnis an 

allen drei Schulen zukünftig 

den Versuch zu wagen, ein Aktionskomitee für 

den Schulstreik der Initiative Jugend gegen 

Abschiebung aufzubauen.
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5 Forderungen
Gegen ABSCHIEBUNGEN!

4 5

Von Urs Hecker

CDU und Ampelregierung überholen sich zurzeit 

mit immer drakonischeren und menschen-

feindlicheren Angriffen auf Geflüchtete und deren 

Rechte, seien es „Abschiebeoffensiven“ oder die 

kürzlich eingeführte Bezahlkarte. Außerdem 

werden migrantisierte Menschen besonders ver-

folgt, wenn sie sich gegen den deutschen Imperi-

alismus und seine Unterstützung des Genozids an 

den Palästinenser:innen stellen. 

All das dient dazu, uns als Arbeiter:innen und 

Jugendliche zu spalten und Geflüchtete noch 

stärker auszubeuten und zu unterdrücken! Es ist 

höchste Zeit, dass wir uns wehren und Widerstand 

gegen die Abschiebepolitik und den Rechtsruck 

formieren! Dieser Widerstand muss zielgerichtet 

und geschlossen sein, wenn wir gewinnen wollen. 

Dafür brauchen wir zentrale Forderungen, die 

unserem Kampf eine Richtung geben und darauf 

abzielen, eben jene Verhältnisse zu umzuwerfen, 

die Abschiebungen, den Rechtsruck und 

Rassismus hervorbringt! 

Wir haben daher 5 Forderungen 

zusammengetragen, die unserer Meinung nach 

hierbei zentral sind: 

1. Gegen die Bezahlkarte! 
Recht auf Arbeit und gleicher 
Lohn für gleiche Arbeit!
Sie wurde zuerst von der CSU in Bayern 

eingeführt und wurde seitdem von der rassisti-

schen Hetze ins ganze Land getragen: Die Bezahl-

karte. Die Ampelkoalition hat den Weg frei 

gemacht, auch die angeblich „fortschrittlichen“ 

Parteien Grüne und SPD. Die Bezahlkarte ist eine 

beschränkte Prepaid-Kreditkarte, auf der Geflüch-

tete ihre zum Überleben notwendigen und bereits 

jetzt mickrigen Sozialleistungen erhalten sollen. 

Dabei sollen vor allem Bargeldentnahme und 

Überweisungen beschränkt werden. In Bayern 

können Geflüchtete nur noch 50€ im Monat ab-

heben. Auch enge räumliche Begrenzungen der 

Nutzbarkeit der Karte sind angedacht, was 

Geflüchteten ihre eh schon eigeschränkte 

Bewegungsfreiheit komplett rauben würde.

Grundsätzlich werden so die zentralen Rechte und 

Freiheiten der BRD und jeder anderen bürger-

lichen Gesellschaft für Geflüchtete abgeschafft. 

So viel zum Grundsatz der wirtschaftlichen Privat-

autonomie: Entmündigung, Entrechtung und 

Schikane stehen auf dem Programm!

Geflüchtete werden aus jedem gesellschaftlichen 

Leben ausgeschlossen, unter Generalverdacht 

gestellt und öffentlich gebrandmarkt. Jedes Be-

kenntnis zur „Menschenwürde“ dieses Staates 

und seiner parlamentarischen Parteien 

ist reiner Hohn. Angeblich soll die 

Bezahlkarte Überweisungen an 

Freund:innen und Verwandte im Aus-

land verhindern, um „Anreize“ für die 

Flucht zu mindern. Doch imperialis-

tischer Krieg, 

Klimakrise und das

dadurch entstehende 

Elend sind Gründe für eine 

Flucht, nicht die rosige 

Aussicht auf einen Tod im 

Mittelmeer oder das 

Dasein als aus-

geschlossene und 

unterdrückte Gruppe in Europa. Niemand flieht 

freiwillig! Generell, wo wäre das Problem, wenn 

Geflüchtete Geldsummen an ihre Lieben 

überweisen, um das Elend für diese wenigstens 

kurz zu mildern? 

Wir können uns sicher sein, dass dieser Angriff auf 

weitere marginalisierte Teile unserer Klasse aus-

geweitet werden wird; FDP Politiker:innen wollen 

sie jetzt schon auf Bürgergeldempfänger:innen 

anwenden.

Wir müssen die Rechte von Geflüchteten und 

unserer gesamten Klasse gegen jeden Angriff ver-

teidigen! Weg mit der Entrechtung in der 

Wirtschaft! Für das volle Arbeitsrecht für alle 

Geflüchteten, mit freier Verfügung über ihr Geld!

2. Für dezentrale Unterbringung! 
Vollumfängliche Unterstützung 
auf Kosten der Reichen!
Ein weiteres Mittel zur Schikane von Geflüchteten 

sind die Heime und Lager, in denen sie unter-

gebracht und eingesperrt werden. Oft sind  

diese abgelegen  auf 

dem Land, oder 

liegen vor den Städten. 

Die Geflüchteten 

befinden sich 

zusammen-

gepfercht auf einem 

Fleck und müssen unter 

sich bleiben. Eine 

Teilnahme am gesell-

schaftlichen Leben 

bleibt unmöglich. In 

solchen Unter-bringungsstätten fehlt es an vielem, 

vor allem an Platz. Währenddessen schlagen 

Kommunen Alarm, dass sie selbst diese unwürdige 

Unterbrin-gung nicht finanziell stemmen können. 

Oft wird gesagt, „wir“ könnten uns die 

Unterbringung Geflüchteter nicht leisten. Dabei 

gibt es freien Wohnraum und Geld (bei Reichen) 

zuhauf in Deutschland! Die Frage ist, für welche 

Interessen wir sie einsetzen. Zum Beispiel gibt es 

1,7 Millionen leerstehende Wohnungen in 

Deutsch-land. Durch eine Enteignung dieser unter 

der Kontrolle von Mieter:innen, Wohnungslosen 

und Geflüchteten könnte schnell dezentraler 

Wohn-raum für Geflüchtete zur Verfügung stehen! 

Langfristig bräuchte es natürlich einen massiven 

Ausbau des sozialen Wohnungsbaus.

Wie das möglich sein soll? Wir holen uns das 

nötige Geld bei den Reichen! Bei den 

Gewinner:innen von Krieg und Krise ist genug 

Geld vorhanden. Durch eine hohe Reichensteuer 

könnten wir verbesserte dezentrale Unterbrin-

gung für Geflüchtete und bessere Lebensbedin-

gungen für unsere gesamte Klasse erkämpfen!

3. Gegen imperialistische 
Gesinnungstests! 
Antisemitismus ist kein 
„Importprodukt“!
Auch der vom deutschen Imperialismus unter-

stützte Genozid Israels in Gaza wird nach innen 

zum Angriff auf Geflüchtete genutzt. Sachsen-

Anhalt hat als erstes Bundesland das Bekenntnis 

zum Existenzrecht Israels zur Voraussetzung für 

eine Einbürgerung gemacht.
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Doch Antisemitismus ist kein „ausländisches Pro-

blem“. Die mit Abstand größte Gefahr für 

Jüd:innen in Deutschland geht von Rechten aus. 

Mit diesem Vorwurf gegen Geflüchtete aus dem 

arabischen Raum will der deutsche Staat sein 

Image reinwaschen und die Arbeiter:innen 

spalten. Die notwendige Ablehnung des geno-

zidalen Apartheidsstaats Israel ist jedoch kein 

Antisemitismus! Für Palästinenser:innen und 

andere Araber:innen, deren Verwandte und 

Freund:innen durch Israel ermordet wurden, oder 

die selbst Unterdrückung durch Israel erfahren 

haben, ist diese Haltung nur logisch.

Wenn Palästinasolidarität mit Antisemitismus 

einhergeht, dann ist das ein Trugschluss aus der 

eigenen Unterdrückung, der weiterhin bekämpft 

werden muss. Doch es wäre ein komplett falscher 

Ansatz, Jüd:innen zu schützen, indem man 

„Antisemit:innen aus Deutschland raushält“. 

Dadurch wird der Antisemitismus, der insgesamt 

auf der Welt existiert, ja nicht weniger, und am 

Ende werden Jüd:innen dadurch nicht geschützt.

Rechte für Migrant:innen in Deutschland dürfen 

nicht an politische Überzeugungen gebunden 

sein, da ihnen so fundamentale demokratische 

Rechte entzogen werden und vor allem Linke 

Repre-ssionen erfahren würden. Also weg mit 

dem Gesinnungstest!

4. Geflüchtete in den DGB! Für 
gemeinsame Kämpfe um ein 
besseres Leben!
Damit Rechte für Geflüchtete erkämpft werden 

können, müssen sie Teil dieser Kämpfe sein. Um 

sich auf Basis ihres Klasseninteresses zu orga-

nisieren, müssen Geflüchtete in Gewerkschaften 

vertreten sein. Als Grundlage braucht es eine 

Solidarisierung des DGB mit Geflüchteten!

Wie wir an der Bezahlkarte sehen können, sind 

alle Arbeiter:innen durch diese Angriffe bedroht. 

Schluss mit dem Kuschen der bürokratischen 

Gewerkschaftsführung vor der Ampelregierung; 

wir brauchen eine offensive Verteidigung der 

Rechte für Geflüchtete durch den DGB! 

Außerdem können gemeinsame Kampferfah-

rungen die Grundlage zur Bekämpfung der rassis-

tischen Vorurteile innerhalb der Arbeiter:innen-

bewegung sein. Wer zusammen für die gemein-

samen Interessen als Arbeiter:innen kämpft, 

überwindet gesellschaftliche Marginalisierung 

und ist in der Lage, den gemeinsamen 

Klassenstandpunkt zu erkennen. Damit wir eine 

kampffähige Klasse aufbauen können, sind 

Geflüchtete im DGB unerlässlich!

5. Offene Grenzen und Staats-
bürger:innenrechte für alle!
Viele Menschen auf der Flucht schaffen es nicht an 

ihr Ziel. Sie ertrinken im Mittelmeer, das von der 

EU und ihrer Grenzbehörde Frontex in ein 

Massengrab verwandelt wurde, oder sie werden 

an der Grenze abgefangen und in menschenun-

würdige Lager gesteckt. Die bürgerlichen Staaten 

schrecken nicht davor zurück, beim „Verteidigen“ 

ihrer Grenzen über Leichen zu gehen.

Bewegungsfreiheit, sichere Fluchtwege und 

offene Grenzen sind bitter nötig! Grenzen 

existieren, weil sie für kapitalistische National-

staaten notwendig sind. Sie markieren die 

Grenzen des Binnenmarktes und sind der Rand 

des absoluten Machtbereichs der jeweiligen 

nationalen Bourgeoisie. Die Forderung der 

offenen Grenzen ist also eine Forderung gegen 

den bürgerlichen Nationalstaat. Sie kann nur 

gegen ihn durchgesetzt werden und geht auch 

über die Grenzen des Kapitalismus hinaus!

Bürgerliche Staaten teilen diejenigen, die sie 

beherrschen ein: in privilegierte Staatsbürger:

innen und die, die es nicht sind. Diese rassistische 

Form der Diskriminierung basiert auf Herkunft 

oder Geburtsort. Sie besitzen kein Wahlrecht und 

ihr Bleiberecht ist oft unsicher, was sie zu deutlich 

leichter ausbeutbaren Arbeiter:innen macht. 

Dadurch schwächt der Staat die ganze Klasse, 

denn die gemeinsamen Interessen werden durch 

angebliche „nationale Interessen“ verdeckt und 

gegeneinander ausgespielt. 

Um die rassistische Diskriminierung endgültig 

zu überwinden, unsere Klasse ökonomisch zu 

stärken und gemeinsam kämpfen zu können, 

braucht es ein Kampf für gleiche Staats-

bürgerinnenrechte für alle!

ANTIMUSLIMISCHER
RASSIMUSUS?
Was ist eigentlich 

und woher kommt er?
Von Dilara Lorin 
& Stephie Murcatto

„Kopftuchmädchen, 
alimentierte 
Messermänner und 
sonstige 
Taugenichtse!“
Alice Weidel
Dass die rechtsextreme AfD-
Abgeordnete Alice Weidel 
diesen Satz im Bundestag 
gesagt hat, ist noch gar nicht 
so lange her. Lehrer:innen, die 
deine Hijab tragenden Mit-
schüler:innen verbal 
angreifen und fragen, ob sie 
dazu ge-zwungen wurden und 
das Kopftuch wieder 
abnehmen sollen, bis hin zu 
Sprüchen wie „Na bekommt 
dein Gehirn darunter noch 
Luft“. Oder die Wohnungs-
suche, bei der Vermieter:
innen einen Lukas einem 
Hamid vorziehen, obwohl 
beide die gleichen Unterlagen 
vorlegen, was zu offener Dis-
kriminierung und Benachtei-
ligung führt und auf dem 
Arbeitsmarkt nicht anders 
aussieht. Dies sind nur Bruch-
stücke des antimuslimischen 
Rassismus, mit dem viele 
Menschen tagtäglich konfron-

tiert sind. Dabei hat sich die 
Lage in Deutschland seit dem 
7. Oktober 2023 verschlech-
tert, indem alle Muslim:innen 
unter Generalverdacht 
gestellt werden. Vize-Kanzler 
Robert Habeck fordert in 
einer Ansprache alle Mus-
lim:innen dazu auf, sich zum 
7. Oktober zu verhalten und 
Israel als Staat anzuerkennen. 
Würde dem nicht Folge 
geleistet, könnten sie Gefahr 
laufen ihren Aufenthaltstitel 
zu verlieren. Der General-
verdacht, der von allen Seiten 
der deutschen Politik kommt, 
ist ein Schlag ins Gesicht der 
5,3 - 5,6 Millionen in Deutsch-
land lebenden Muslimen 
(ungefähr 6,4 - 6,7 Prozent 
der deutschen Bevölkerung). 
Doch was ist antimuslimischer 
Rassis-mus und woher kommt 
her? Um dies zu verstehen, 
müssen wir uns zuerst 
anschauen, was Rassismus ist:

Was ist Rassismus?
Eines ist klar: Rassismus ist 
kein Produkt der „mensch-
lichen Natur“ und auch nicht 
Ausdruck einer „tief verwur-
zelten Angst vor dem Frem-
den“. Vielmehr ist Rassismus 
eng mit der Entstehung 

bürgerlich-imperialistischer 
Nationalstaaten verbunden. 
In einer Zeit, in der der Kapi-
talismus einen Weltmarkt 
schuf und die Nationalstaaten 
neue Märkte erschließen 
mussten, wuchs aufgrund der 
kolonialen Ausbeutung das 
Bedürfnis nach Erklärungen, 
die die „Unzivilisiertheit“ 
dieser Menschen konstatier-
ten und sie damit zu ewigen 
„Dienern des weißen 
Mannes“ machten. Damit war 
der Boden bereitet für die 
pseudowissenschaftliche 
Erklärung ihrer „Minderwer-
tigkeit“ durch den Rassen-
begriff. Rassismus übersteigt 
jedoch bloße sprachliche oder 
kulturelle Kategorisierungen 
und nutzt phänotypische 
Merkmale wie zum Beispiel 
Hautfarbe und Kopfform, um 
Menschen in vermeintlich 
feste Gruppen einzuteilen. 
Der Rassenbegriff diente als 
effizientes Werkzeug für 
bürokratische Grenzziehun-
gen und demagogische 
Mobilisierung. Der Rassismus 
ermöglicht auch die Zuteilung 
unterschiedlicher Rechte je 
nach Zugehörigkeit zu einer 
„rückständigen“ oder „zivili-
sierten“ Nation oder Nationa-
lität. Damit wird die ethnische 



Zugehörigkeit zu einem 
imperialistischen „Staatsvolk“ 
positiv und die zu allen 
anderen negativ bewertet, 
was zu einer Abwertung der 
Angehörigen unterdrückter 
Nationen führt. Rassismus ist 
tief in unserem gegenwärtigen 
Herrschaftssystem verankert. 
Die materielle Basis des 
Rassismus‘ in der Arbeiter-
klasse ist die massenhaften 
Überausbeutung in den Halb-
kolonien, der einem Teil der 
Arbeiterklasse in den 
imperialistischen Ländern 
einen gewissen Wohlstand zu 
garantieren scheint. 

Was zeichnet 
antimuslimischen 
Rassismus aus? 
Dabei handelt es sich um eine 

Form des Rassismus‘, die sich 

nicht nur gegen religiöse Sym-

pathien und Praktiken richtet, 

sondern gleichzeitig Menschen 

aufgrund ihrer Hautfarbe oder 

Herkunft rassifiziert und dem 

Islam zuordnet. Antimuslimi-

scher Rassismus und Islamopho-

bie machen den:die „Muslim:in“ 

zu einer unveränderlichen 

Sache, sodass Menschen ver-

schiedener Nationalitäten und 

sogar Glaubensrichtungen als 

„muslimisch“ charakterisiert 

werden. Somit trifft antimus-

limischer Rassismus nicht nur 

Muslim:innen sondern auch 

diejenigen die scheinbar „musli-

misch“ aussehen oder Menschen 

sind, die aus einem Land mit 

mehrheitlich muslimischer Be-

völkerung stammen. Dabei 

hat der antimuslimische 

Rassismus einen ähnlichen 

Zweck wie der Rassismus: 

Spaltung der Arbeiter:innen-

klasse und herausentwickeln 

einer prekären Schicht dieser, 

Trennung des Arbeitsmarktes 

und Legitimation von Kriegen 

und imperialistischen Interessen. 

Durch die Spaltung der 

Arbeiter:innenklasse wird einer-

seits eine einheitliche Masse der 

ausgebeuteten verhindert und 

andererseits können jene 

Arbeiter:innen besser ausge-

beutet werden, die aufgrund 

ihrer Rassifizierung nicht die 

gleichen Rechte erhalten. Die 

Verbindung der Diskriminierung 

von Arbeitsmigrant:innen mit 

ihrer rassistischen Brandmar-

kung als „Muslimin:innen“ stellt 

diese als „Gefahr“ für „zivili-

sierte“ Gesellschaften dar. Diese 

Charakterisierung wird zuneh-

mend von Rechtsextremen 

aufgegriffen und mit Verschwö-

rungsideologien verknüpft. Ein 

Beispiel dafür ist die sogenannte 

„Islamisierung des Abend-

landes“, wegen der angeblich 

muslimische Einwanderung 

stattfindet, um die weiße Bevöl-

kerung zu marginalisieren. So 

soll die Abschottung und Rück-

führung von Geflüchteten besser 

gelingen. Letztendlich sind alle 

Formen von Islamophobie und 

antimuslimischem Rassismus 

rassistische Ideologien, die der 

Unterdrückung von eingewan-

derten und geflüchteten Arbei-

ter:innen dienen sowie einen 

ideologischen Deckmantel für 

„humanitäre“ Interventionen in 

Halbkolonien oder die Unter-

stützung des zionistischen 

Staates rechtfertigen.

Wie ist der 
antimuslimische 
Rassismus 
entstanden? 
In den letzten Jahren hat sich 

der Rassismus gegen Muslim:

innen und die Islamophobie 

erheblich verändert, wodurch 

dem antimuslimischen Rassis-

mus ein anderer Charakter 

verliehen wurde. Seit den 

2000ender Jahren können wir 

erkennen, dass der antimusli-

mische Rassismus eine dominie-

rende Form des Rassismus in den 

imperialistischen Ländern 

eingenommen hat und dies hat 

seine Ursache in verschiedenen 

historischen Entwicklungen. Eine 

davon ist der Zusammenbruch 

der Sowjetunion, der die Welt-

lage schlagartig verändert und 

die USA dazu veranlasst hat, die 

Welt neu ordnen zu wollen, um 

ihre Hegemonie und ihre 

Machtansprüche zu sichern. In 

den USA wurden in dieser Zeit 

immer mehr Bücher und Publi-

kationen veröffentlicht, die Wege 

und Strategien für die Hege-

monie der USA skizzieren. Dabei 

wurden vor allem andere 

imperialistische Länder wie 

China und Russland als Rivalen 

dargestellt und Strategien 

veröffentlicht, die verhindern 

sollten, dass diese Länder die 

Hegemonie der USA angreifen 

können. Eines dieser rassis-

tischen Bücher war 

Huntingtons Clash of 

Civilisations (Kampf der 

Kulturen), das auch den „Islam“ 

als einen Imperialismus be-

schrieb, der sich zu einem 

globalen Rivalen entwickeln 

könnte, und das voller 

rassistischer Ideologie war. 

Dabei ist der Islam weder 

eine wirtschaftliche Ein-

heit noch eine Nation oder 

eine Föderation von Natio-

nen. Er ist kein Rivale um die 

Weltmacht. Aber er eignet sich 

gut als globaler Feind, der 

sowohl intern als auch extern ist. 

Nach den Angriffen am 11. Sep-

tember 2001 wird diese Ideologie 

dann genutzt, um den soge-

nannten „war on terror“ zu 

legitimieren und dutzende impe-

rialistische Kriege wie in Afgha-

nistan auf vermeintlich muslimi-

sche Länder im Mittleren Osten, 

aber auch überall in der Welt zu 

legitimieren. Außerdem bietet es 

nicht nur eine ideologische 

Rechtfertigung für die Destabili-

sierung des Nahen und Mittleren 

Ostens, sondern auch für die 

polizeiliche Überwachung und 

Stigmatisierung der muslimi-

schen Bevölkerung. Dafür 

musste der „Islam“ und der 

„Islamismus“ als einheitliches 

Gebilde konstruiert werden, um 

somit einen homogenen, gefähr-

lichen und barbarischer Feind zu 

kreieren, dessen Anhänger:innen 

zu einer rückständigen Kultur 

gehören, die nicht in die moder-

ne, demokratische Gesellschaft 

integrierbar ist. Dass im Islam 

selbst unterschiedliche Schulen 

und Glaubensauslegungen 

vorherrschen, beispielweise 

Unterschiede zwischen Schiiten 

und Sunniten, spielt dabei gar 

keine 

Rolle.  Dabei wird oft von allem 

Islam als Islamismus gesprochen, 

ohne zwischen echtem Islamis-

mus (politischem Islam) und 

dem Islam als bloßer Religion zu 

unterscheiden. So werden die in 

Deutschland stattfindenden 

Pro-Palästina-Demonstrationen 

von Robert Habeck als 

islamistisch bezeichnet, obwohl 

es sich bei den Organisatoren 

größtenteils um säkulare linke 

Organisationen handelt.

Situation von 
Muslim:innen
Insgesamt gehört die Mehrheit 

der Muslim:innen in der EU zu 

den prekären Teilen der 

Arbeiter:innenklasse: So ist die 

Arbeitslosenquote unter 

türkischen Arbeiter:innen in 

Deutschland oder unter pakista-

nischen und bangladeschischen 

Arbeiter:innen in Großbritan-

nien um 15 bis 40 Prozent höher 

als im nationalen Durchschnitt; 

man kann also sagen, dass die 

Arbeitslosenquote unter 

Migrant:innen und Muslim:innen 

(soweit getrennte Daten vor-

liegen) wesentlich höher ist als 

im nationalen Durchschnitt. 

Dadurch wird deutlich, dass 

Muslim:innen systematischer 

Unterdrückung, Diskrimi-

nierung und Stigmatis-

ierung ausgesetzt sind, 

was als Folge 

Ghettoisierung mit sich 

bringt. 

Auf dem Arbeitsmarkt und in 

der Schule erleben Migrant:

innen und 

Muslim:innen alltägliche 

Diskriminierung und Unterdrü-

ckung aufgrund ihrer Herkunft 

und Religion, auch wenn es in 

vielen Ländern oberflächliche 

Antidiskriminierungsgesetze 

gibt, die nicht verhindern, dass 

z.B. die Arbeitssuche für 

Migrant:innen mit Kopftuch 

wesentlich schwieriger ist als für 

weiße Frauen ohne Kopftuch. 

Auch in der Schule ist es für 

Schüler:innen aufgrund ihrer 

sozialen Lage schwieriger, aka-

demische Erfolge zu erzielen, 

was insgesamt dazu führt, dass 

Muslim:innen (und Migrant:

innen insgesamt) tendenziell in 

schlechter bezahlten Sektoren 

arbeiten als weiße 

Arbeiter:innen.

Wir wollen im zweiten Teil der 

Artikelreihe zu Antimusli-

mischen Rassismus genauer 

darauf eingehen, was wir tun 

können, um dagegen anzu-

kämpfen. Welche Forderungen 

sollten wir im Kampf aufstellen? 

Wieso ist der Kampf für 

Religionsfreiheit für alle wichtig? 

Seid gespannt. 

8 9
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WIE WIR MIT DEM KAMPF FÜR

GEGENMACHT AUFBAUEN KÖNNEN
ANTIDISKRIMINIERUNGSTELLEN

Von Marvin Schutt

Als Jugendliche sind wir gezwungen, uns tagein 

tagaus in der Schule aufzuhalten. Doch obwohl 

wir einen Großteil unserer Zeit dort verbringen 

haben wir kaum Rechte zu bestimmen, wie unsere 

Schule aussieht und was dort passiert. 

Lerninhalte, Pausenzeiten, Essen, die Gestaltung 

des Schulgebäudes - alles wird von anderen 

bestimmt. Dass das eine große Scheiße ist, merken 

wir gerade jetzt, wo der gesellschaftliche 

Rechtsruck und die Krise des Kapitalismus dafür 

sorgen, dass sich unsere Lernbedingungen durch 

Sozialkürzungen, Krieg, Sexismus und Rassismus 

stetig weiter verschlechtern. Doch wir werden den 

transfeindlichen Spruch eines Lehrers nicht 

widerstandslos hinnehmen und auch nicht 

schweigend zusehen, wenn unsere Mitschüler:

innen aufgrund von Rassismus gezwungen 

werden, ihre Kuffiyas nicht mehr zu tragen. 

Unsere individuelle Empörung braucht einen Ort, 

an dem sie 

gebündelt 

und in einen kollektiven Kampf dagegen übersetzt 

werden kann. Lasst uns deshalb gemeinsam 

Antidiskriminierungsstellen in den Schulen 

erkämpfen – eine selbstverwaltete Stelle, in der 

Schüler:innen und Schulbeschäftigte anonym 

über diskriminierendes Verhalten und Situationen 

berichten und gemeinsam dagegen vorgehen 

können.

Was bedeutet Gegenmacht?
Gegenmacht bedeutet im Allgemeinen, eine 

demokratische und kollektive Macht durch 

Organisationen und Strukturen aufzubauen, die 

parallel zur autoritären und herrschenden Macht 

von Staaten und Regierungen existiert. Dabei ist 

die von Revolutionär:innen aufgebaute Gegen-

macht jene, die von der Arbeiter:innenklasse, der 

Bauernschaft und den Unterdrückten gebildet 

wird. Ihr Ziel ist es, die Macht der Herrschenden 

für ihren Sturz herauszufordern und im Kern 

schon die Perspektive für eine demokratischere 

und freiere Gesellschaft darzustellen. Das bedeu-

tet, dass die Organe der Gegenmacht politische 

Fragen gemeinsam entscheiden und verfolgen 

müssen. Sie müssen eine Einheit der Interessen 

der Arbeiter:innen und Unterdrückten wider-

spiegeln und der vereinzelnden Macht der 

Herrschenden ihre kollektive Stärke entgegen-

setzen. Solche Gegenmachtorgane haben aber 

auch im Kleinen die Aufgabe, eine Alternative zu 

bestehenden Strukturen und Herrschaftsformen 

darzustellen.

Das Prinzip des Aufbaus von Gegenmacht stammt 

historisch von den Räten oder Sowjets. Ein be-

kanntes Beispiel sind die russischen Sowjets von 

1917, welche die Keimzellen der sozialistischen 

Oktoberrevolution waren. Die Bolschewiki 

betrachteten den Sowjet als den besten und 

direktesten organisatorischen Ausdruck der 

Macht des Proletariats und seiner Verbündeten. 

Der Sowjet war ein Rat, der alle ausgebeuteten 

und unterdrückten Gruppen repräsentierte und 

auf dem Prinzip der direkten Wahl, ständiger 

Abwählbarkeit und Abschaffung bürokratischer 

Privilegien beruhte. Er bildete die bestmögliche 

Grundlage für die Diktatur des Proletariats - für 

den demokratischen Rätestaat. Die Räte vereinen 

dabei den politischen und ökonomischen Kampf, 

denn nur durch das Mittel des Streiks kann die 

Arbeiter:innenklasse sich ihrer eigenen Stärke 

bewusst werden. 

Auch in Deutschland gab es im Zuge der Novem-

berrevolution 1918 eine starke Rätebewegung und 

sogar kurzzeitig eine Räterepublik, welche jedoch 

durch den Verrat der SPD gemeinsam mit kaiser-

treuen Kräften blutig gestürzt wurde. Die Bei-

spiele der russischen Sowjets oder deutschen Räte 

zeigen auch, dass bürgerliche Macht und proleta-

rische Gegenmacht in sogenannten „Doppel-

machtsituationen“ nie beide über einen längeren 

Zeitraum parallel existieren können, sondern sich 

das herrschende Kräfteverhältnis immer zu Gun-

sten des Einen oder des Anderen auflösen muss.

Wichtig ist dabei zu verstehen, dass der Aufbau 

von Gegenmacht kein Selbstzweck ist. Er ist 

eingebettet in den Kampf für die Zerschlagung 

des Kapitalismus und den Aufbau einer befreiten 

Gesellschaft. Dafür braucht es ein revolutionäres 

Programm, für das auch in den Räten gekämpft 

werden muss. Denn nur weil diese 

demokratischer sind als das bürgerliche 

Parlament bedeutet das nicht, dass sie 

automatisch die richtigen Entscheidungen treffen. 

So haben die Bolschewiki vorerst eine Minderheit 

in den Sowjets dargestellt, sodass viele Sowjets 

lange auch eine nicht-revolutionäre Linie 

vertreten haben. Erst durch ihr unermüdliches 

Eintreten für ihr revolutionäres Programm ist es 

ihnen gelungen, die Sowjets in eine siegreiche 

sozialistische Revolution zu führen.

Was hat das mit 
Antidiskriminierungsstellen 
zu tun?
Das Prinzip des Aufbaus von Gegenmacht wurde 

in der Geschichte der Arbeiter:innenbewegung 

nicht nur den in Räten angewendet, sondern auch 

auf kleineren Ebenen: in den Schulen, Unis und 

Betrieben. Für uns bedeutet das, den Kampf um 

Antidiskriminierungsstellen als Kampf um Gegen-

macht in den Schulen zu verstehen. Deshalb ist es 

wichtig zu betonen, dass solche Stellen unabhän-

gig von Staat, Schulaufsicht und Schulleitung sein 

müssen, denn diese sind es, die in Zeiten von 

Druck und Krisen jeden erkämpften Fortschritt 

wieder zurücknehmen würden. Im Kampf gegen 

Diskriminierung können wir uns nicht auf den 

Staat und seine Institutionen verlassen. Wenn 
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Wie hängt das zusammen?

SEXUALKUNDE 
RECHTSRUCK&fortschrittliche Reformen erkämpft werden, 

müssen wir auch um ihre Kontrolle und Durch-

setzungsfähigkeit kämpfen. Unser Kampf für Anti-

diskriminierungsstellen muss also mit den Forder-

ungen nach Unabhängigkeit von der Schulleitung 

und den nötigen Mitteln, um beschlossene 

Maßnahmen auch im Schulalltag umsetzen zu 

können, verbunden werden.

Klar ist aber auch, dass es unter den Jugendlichen 

und Lehrer:innen unterschiedliche Ansichten 

darüber gibt, wie Diskriminierung definiert wird, 

welche Konsequenzen diskriminierendes Verhal-

ten haben sollte und wie damit umgegangen wird. 

Deshalb muss es offene Debatten darüber geben. 

Dabei ist es die Aufgabe von Revolutionär:innen 

innerhalb von Gegenmachtstrukturen, egal ob in 

der Schule oder im Betrieb, für ein revolutionäres 

Programm zu kämpfen, wie hier für eine materi-

alistische Analyse von Diskriminierung und 

Unterdrückung.

Wie kann die Praxis von 
Antidiskriminierungsstellen 
aussehen?
Die Schule befindet sich nicht im luftleeren Raum, 

sondern ist Teil des kapitalistischen Systems, das 

die Wurzel aller Unterdrückungsformen darstellt. 

Es ist daher unsere Aufgabe dieses an der Schule 

zu bekämpfen!

Im Idealfall gibt es an deiner Schule ein Schul-

komitee oder eine linke und antirassistische 

Schulgruppe, die die miserablen und diskriminie-

renden Zustände an der Schule erkennt und 

handeln will. Wenn nicht, lässt sich diese mit ein 

paar Gleichgesinnten schnell etablieren. Diese 

Struktur kann eine Vollversammlung an deiner 

Schule einberufen. Vollversammlungen sind 

schulrechtlich abgesicherte Versammlungen aller 

Schüler:innen der Schule und können prinzipiell 

an jeder Schule stattfinden. Bei diesen Vollver-

sammlungen kommt die ganze Schule zusammen, 

was die Möglichkeit bietet, mit allen über Formen 

der Diskriminierung zu diskutieren und aufzu-

klären. Wenn entschieden wird, dass man dies 

nicht mehr einfach so hinnehmen möchte, sollte 

es die Möglichkeit geben, dass Schüler:innen,  

Lehrer:innen und andere an der Schule Beschäf-

tigte (mit Ausnahme der Schulleitung) für eine 

Antidiskriminierungsstelle kandidieren können. 

Gemeinsam können wir dann entscheiden, wen 

wir für die Arbeit in der Antidiskriminierungs-

stelle für geeignet halten. Wichtig ist jedoch, dass 

die gewählten Personen rechenschaftspflichtig 

und jederzeit abwählbar sind und der Schule 

regelmäßig Bericht erstatten müssen. Dadurch 

kann die Arbeit der Antidiskriminierungsstelle 

kontrolliert werden und es besteht die Möglich-

keit, sie neu zu wählen und zu besetzen, wenn sie 

Fehleinschätzungen oder falsche Entscheidungen 

trifft. Es ist wichtig, dass sie auch klare Konse-

quenzen für die Täter:innen bestimmen kann, 

damit sie nicht zu einem reinen Kummerkasten 

verkommt. Antidiskriminierungsstelle sollten 

auch die Möglichkeit haben, Präventionswork-

shops zu bestimmen, um Diskriminierung 

vorzubeugen.

Die Antidiskriminierungsstelle kann sich zu einem 

festen Bestandteil im Schulalltag formieren, in 

welchem durch die Frage des Kampfes gegen 

Diskriminierung und der Kontrolle darüber auch 

die Macht von Schulleitung und Staat herausge-

fordert wird. Der Kampf um demokratische 

Gegenmacht in der Schule kann jedoch nicht 

allein durch Antidiskriminierungsstellen gewon-

nen werden. Er muss eingebettet werden in den 

Kampf um eine demokratische Kontrolle der 

Lehrpläne durch Schüler:innen und Lehrer:innen 

sowie die Verwaltung des Schulgebäudes. Dafür 

braucht es Schul(streik)komitees, welche einen 

Pol bilden für Aktivist:innen in der Schule, um für 

sämtliche ihrer Interessen und politischen Fragen 

im Schulalltag zu kämpfen. Die Rolle der Schul-

streikkomitees ist dabei anleitend und intervenie-

rend. Der Pol an linken, antikapitalistischen 

Aktivist:innen muss seine Aufgabe darin sehen, 

mit einer materialistischen Analyse in die Debat-

ten der Antidiskriminierungsstelle einzuwirken, 

ihre Unabhängigkeit zu verteidigen und diese auf 

weitere Felder wie die Kontrolle über die 

Lehrpläne oder das Schulgebäude auszudehnen.

Lasst uns gemeinsam der 
Fremdbestimmung ein Ende bereiten 
und Gegenmacht aufbauen!

Von Erik Likedeeler

Vor Kurzem haben wir an der Christian-

Morgenstern-Schule in Hamburg eine 

Kampagne gestartet, um dafür zu kämpfen, dass 

dort ein richtiger Sexualkundeunterricht 

eingeführt wird – denn das ist an Waldorf-

schulen nicht immer gegeben.

Zusammen mit der queeren Schulgruppe der 

CMS haben wir ein Banner auf dem Schulhof 

aufgehängt, mit Plakaten auf das Thema 

aufmerksam gemacht und auf den Toiletten 

Boxen aufgestellt, damit die Schüler:innen ihre 

eigenen Wünsche an den Unterricht auf Zettel 

schreiben und hineinwerfen können.

Mit dem aktuellen Rechtsruck steht die Qualität 

der Bildung und Aufklärung über Liebe, 

Beziehungen und Sexualität wieder einmal auf 

der Kippe, auch an den staatlichen Schulen. 

Aber warum ist das eigentlich so?

Welches Bild von Sexualität und 
Familie vertreten Rechte?
Das Bild, das Rechte von Familie und Sexualität 

vertreten, ist überschaubar: Sex soll am besten 

zwischen weißen, heterosexuellen Menschen 

stattfinden, die entweder verheiratet sind oder 

in einer ehe-ähnlichen, monoamoren (max. 2 

Personen lieben sich gegenseitig) Beziehung 

leben. Dabei soll der Mann eine aktive Rolle 

ausüben und die Frau sich passiv seinen 

Wünschen unterordnen. Ein Recht darauf, Nein 

zu sagen, soll es für sie nicht geben.

Zweck ist es, die bürgerliche Kleinfamilie 

aufrecht zu erhalten. Das heißt: Männer arbeiten 

Vollzeit, während Frauen zuhause bleiben und 

sich um den Haushalt und die Kinder kümmern. 

Sexualpraktiken, die nicht unmittelbar der 

Fortpflanzung dienen, werden beschämt und 

tabuisiert. Wenn Rechte Verhütung als Luxus 

bezeichnen, Abtreibungen verbieten und 

Konsens für Quatsch erklären, dann dient auch 

das diesem Idealbild. 

Rechte beziehen sich auf die Vorstellung eines 

„Volkes“ in einem Nationalstaat, dessen 

Interessen es zu vertreten gälte. Auch wenn sie 

das nicht so offen sagen, stehen sie mit dieser 

Ideologie im Dienst des Kapitalismus. 

Denn sowohl der Nationalstaat als auch die 

vergeschlechtlichte Arbeitsteilung ist für dessen 

Profitmaximierung notwendig. Deshalb kommt 

es in Zeiten von Krisen, z.B. Corona, Krieg oder 

Finanzkrise, immer wieder zum Erstarken 

rechter Kräfte, bzw. zum Rechtsruck in 

bürgerlichen Parteien.

Natürlich sind Rechte nicht damit einverstan-

den, dass sich auch all die Menschen fortpflan-

zen dürfen, die nicht in das Idealbild der 

bürgerlichen Familie passen. Queere Eltern oder 

Alleinerziehende soll es in ihren Augen gar nicht 

geben, denn die würden die angeblich „natür-

liche“ Rollenaufteilung infrage stellen. Auch 

behinderten Menschen wird es abgesprochen, 

Kinder bekommen zu dürfen, da Rechte sie als 
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Belastung für ihr „Volk“ einstufen und sie als 

Sündenbock nutzen, wenn das profitorientierte 

Gesundheitssystem an seine Grenzen kommt. 

Deshalb werden zahlreiche behinderte 

Menschen gegen ihren Willen sterilisiert.

Warum Kinder und Jugendliche 
Aufklärung brauchen
Rechte tun häufig so, als wären Kinder und 

Jugendliche reine, unschuldige Wesen, die vor 

der „woken“ Ideologie geschützt werden müss-

ten. Damit meinen sie im Grunde alles, was die 

Diversität der Gesellschaft auf positive Weise 

widerspiegelt, wie zum Beispiel das Behandeln 

von LGBTIA+ im Unterricht. Anstatt uns über 

unsere eigene Sexualität bestimmten zu lassen, 

reden sie von „Grooming“. Mit dieser Begrün-

dung wurden in US-amerikanischen Schulen 

zahlreiche Bücher mit vermeintlich 

„frühsexualisierenden“ Inhalten verboten.

Doch die Realität sieht anders aus: Eine Menge 

Jugendliche haben gern Sex und probieren 

sexuelle Handlungen aus, völlig egal, ob sie in 

der Schule darüber aufgeklärt wurden oder 

nicht. Sex ist für viele Jugendliche ein wichtiger 

Teil des Lebens und ihnen Informationen 

darüber vorzuenthalten oder Abstinenz zu 

fordern, ändert daran nichts. 

Das würde höchstens dafür sorgen, dass 

Grenzüberschreitungen begünstigt werden, weil 

das Konsensverständnis fehlt, oder dass es zu 

mehr ungewollten Schwangerschaften und 

sexuell übertragbaren Infektionen wie HPV 

kommt, weil die Verhütung weggelassen wird.

Außerdem ist es eine bittere Tatsache, dass auch 

Kinder und Jugendliche von sexualisierter 

Gewalt betroffen sind, sowohl durch Gleichalt-

rige als auch durch Erwachsene. Wenn wir die 

gesellschaftlichen Tabus nicht abbauen, dann 

werden Betroffene nicht in der Lage sein, 

Körperteile und Handlungen konkret und ohne 

Scham zu benennen. Und wie sollen sie dann 

jemals in der Lage sein, sich zu wehren oder um 

Hilfe zu bitten? 

Wir sind außerdem dagegen, Kinder mit Lügen 

vom Storch abzuspeisen, nur, weil Lehrpersonen 

und Erziehungsberechtigte sich damit schwer-

tun, Fortpflanzung kindgerecht zu erklären. 

Solche Märchen dienen nicht dem Kindeswohl, 

sondern nur dem Schamgefühl der Erwachs-

enen. Kinder für blöd zu verkaufen hält sie 

innerhalb der bürgerlichen Kleinfamilie in einer 

unmündigen und abhängigen Rolle gefangen.

Was muss passieren?
Um zu verhindern, dass Kinder und Jugendliche 

unzuverlässige Informationen von Freund:innen 

oder aus dem Internet beziehen müssen, muss 

Sexualkunde ein verpflichtender Bestandteil des 

Unterrichts sein, an jeder einzelnen Schule!

Deshalb fordern wir einen zeitgemäßen 

Sexualkundeunterricht, der alles abdeckt, was 

Jugendliche wirklich interessiert. Dazu gehört 

z.B. die korrekte Darstellung der Anatomie, 

denn in zahlreichen Lehrbüchern ist immer 

noch nicht die Klitoris korrekt abgedruckt. Nur, 

wenn Jugendliche ihren eigenen Körper 

kennenlernen dürfen, können sie sich selbst und 

ihre Bedürfnisse verstehen und darüber tabulos 

kommunizieren. Aber auch verschiedene 

sexuelle Praktiken und entsprechende Verhü-

tungsmethoden müssen Teil des Lehrplans sein, 

vor allem abseits von Heterosexualität wird 

momentan viel zu wenig aufgeklärt. Schüler:

innen und Lehrer:innen sollten gemeinsam 

entscheiden dürfen, welche Themen sie im 

Unterricht behandeln wollen. 

Letztlich muss nicht nur der 

Sexualkundeunterricht von Schüler:innen 

mitgestaltet werden, sondern es braucht eine 

umfassende Bildungswende, damit auch in den 

anderen Unterrichtsfächern keine rechten 

Geschlechterrollen mehr vermittelt werden.

Die strategie
der

Von 

Maximilian Macht

Die AfD fliegt weiterhin auf 

einem Hoch, sowohl was 

Umfragen als auch mediale 

Präsenz angeht. Und das ist mehr 

als bedrohlich: Können sie diese 

Umfragen in Parlamentssitze 

oder gar Regierungsbeteili-

gungen ummünzen, sieht es 

düster aus für die Arbeiter:innen 

und Unterdrückten in Deutsch-

land. Denn es stehen in den 

kommenden Monaten wichtige 

Wahlen für die AfD an: Die 

Europawahl, aber auch Land-

tageswahlen in Brandenburg, 

Thüringen und Sachsen, wo der 

völkische Flügel der Partei 

besonders stark ist. Zur EU-Wahl 

tritt sie mit einem Programm auf, 

das zwar vom rechtspopulis-

tisch-wirtschaftsliberalen Flügel 

inhaltlich dominiert wird, aber 

auch eine deutliche Handschrift 

vom völkischen Flügel trägt. Die 

AfD fordert darin ein blutiges 

Grenzregime und verbindet dies 

mit der Forderung nach Massen-

abschiebung. Ebenfalls stellt sie 

die EU in Frage, will zurück zur 

nationalen Abschottung und 

betont dabei gesetzliche 

Einschränkungen der EU, 

beispielsweise ein Verbot von 

Verbrennungsmotoren für 

Autos. In diesem Sinne kriti-

sieren sie auch die Klimapolitik 

als überflüssig und fordern 

Rückschritte zu Atomkraft-

werken und Gas aus Russland. 

Aber ihr "kultureller" Kampf, der 

starke Aufmerksamkeit in den 

Medien erhält, ist auf sexistische 

und noch mehr auf LGBTQIA-

feindliche Angriffe fokussiert. 

Strategisch kombinieren sie das 

mit ihrem Auftreten in den 

sozialen Medien, indem sie 

toxische Männlichkeit und 

„Tradwives“ aufgreifen. 

Diese Forderungen sind aber 

kein Alleinstellungsmerkmal der 

AfD: In anderen europäischen 

Ländern gibt es ebenfalls For-

derungen nach einer Festung 

Europa und einem Kampf gegen 

Personen, die nicht dem Rollen-

bild der bürgerlichen Familie 

entsprechen. Dies ist auch inter-

national ersichtlich, mit dem 

Angriff auf Frauenrechte in den 

USA, der Ausrufung von 

LGBTQIA+ freien Zonen und 

vielen weiteren. Auch wenn sich 

die AfD immer gerne als „Partei 

der kleinen Leute darstellt“: Alle 

diese Forderungen, auch jene 

wirtschaftlicher Natur, lösen 

nicht die eigentlichen Probleme. 

Ganz im Gegenteil, denn sie 

verschärfen sie vielmehr! 

Spannungen und 
Strategie
Die AfD als klarster Ausdruck des 

Rechtsrucks trägt eine Vielzahl 

von politischen Differenzen in 

sich. Vom stramm rechten 

völkischen Flügel bis zum 

„wirtschaftsliberalen“ und all 

jenen, die dazwischen vermitteln 

wollen, variiert die politische 

Zusammensetzung auch von Ort 

zu Ort. In den Bundesländern 

wie Thüringen oder Sachsen 

dominiert der völkische Flügel 

um Björn Höcke, während auf 

Bundesebene weiterhin jene 

Teile der AfD dominieren, die 

sich als liberal-konservativ 

verstehen. Das ursprüngliche 

Gründungspersonal, das auf-

grund der EU-Skepsis die AfD 

gegründet hat, ist jedoch aus 

ihrer eigenen Partei geflogen 

und hat den Führungskampf 

verloren. Eine „liberale“ Skepsis 

der EU scheint nicht mehr aus-

zureichen, um politisch erfolg-

reich zu sein, sondern die Krise 

hat dazu geführt, dass immer 

rechtere Kräfte den Ton angeben 

können. Ein Ende dieses Trends 

ist nicht unbedingt in Sicht. Er 

hat zur Folge, dass immer 

rechtere Kräfte wie der völkische 

Flügel oder andere die politische 

Führung der AfD übernehmen. 

Diese halten auch politische Ver-

bindungen zu anderen rechts-

extremen bis hin zu faschisti-

schen Kräften in Deutschland 

und auch in der EU. Der 
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rechtspopulistisch-wirtschafts-

liberale Teil verschließt sich dem 

völkischen Flügel nicht, hat 

jedoch auch unterschiedliche 

Ziele: Während ersterer ver-

sucht, sich bürgerlich darzu-

stellen und darüber politischen 

Einfluss zu gewinnen, hält 

zweiterer das eher für nachran-

gig und tritt offen rechtsextrem 

auf. Beide haben aber zum Ziel, 

über die Parlamente ihre 

reaktionäre Politik umzusetzen.

Letztendlich basieren beide auf 

einem populistischen Ansatz, 

also eine Politik, die 

Wähler:innen mobilisiert, indem 

man sich im Namen „des Volkes“ 

gegen „die Eliten“ positioniert. 

Das zeigt sich sowohl in der 

Rhetorik als auch darin, dass sie 

Proteste nutzt und versucht, 

diese an sich zu binden. Dies 

passt zu ihrem Image als Protest-

partei. Widersprüchlich ist daran 

natürlich, dass ihre Politik bei 

einer möglichen Regierungs-

beteiligung nicht die eigent-

lichen Probleme lösen würde, 

sondern sie nur noch verschlim-

mern würde. Ihre Protest-Basis 

besteht dabei vor Allem im 

Kleinbürger:innentum. Deutlich 

war dies bei den Protesten der 

Bäuer:innen 

bezüglich 

des Agrardiesel. Dabei trat sie 

mit einer deutlich aggressiveren 

und aufrührerischeren Taktik 

auf als zum Beispiel die Union. 

Die AfD ist jedoch nicht, wie 

manche sagen würden, faschis-

tisch. Vor allem sieht man das 

darin, dass sie darauf ausge-

richtet ist, ihre Ziele im bürger-

lichen Parlament zu verwirkli-

chen und Proteste auf der Straße 

oder im Internet dabei höchstens 

als Vehikel verwendet. Sie stützt 

sich also nicht auf eine militante 

und reaktionäre Massenbewe-

gung, mit der sie ihre Forderun-

gen durch Straßenkampf und 

eine Zerschlagung der Arbeiter:

innenbewegung durchsetzt. 

Solange es keine starke Arbeiter:

innenmacht in den Betrieben 

und auf der Straße gibt, kann die 

AfD ihr komplettes Programm im 

Rahmen der parlamentarischen 

Demokratie umsetzen, auch 

wenn sie bestimmte Elemente 

wie die Gewaltenteilung und 

Bürger:innenrechte einschrän-

ken müsste. Um mehr über 

unsere Faschismus-Definition zu 

erfahren, schau auf 

onesolutionrevolution.de in den 

Artikel „Ist die AfD 

faschistisch?“. 

Die Krise als Ursache
Die AfD spielt also in der 

aktuellen Klassenkampfsituation 

eine elementare Rolle der Spal-

tung und somit eines Anstieges 

von Unterdrückung. Dies wird 

deutlich, da sie vor allem 

soziale Unterdrückung wie 

Rassismus und Sexismus 

massiv befeuern und 

somit die Unterdrü-

ckung auf die 

Betroffenen erhöhen, um davon 

zu profitieren. Ebenfalls wollen 

sie die Arbeiter:innenklasse 

schwächen und spalten, indem 

sie Organe der Arbeiter:innen-

klasse verbal angreifen und 

ihnen Rechte entziehen möch-

ten. Dabei stellt die AfD als 

wahrnehmbare, aber bürger-

liche Opposition eine wichtige 

Rolle dar, da sie sich als Illusion 

der materiellen Verbesserung 

darstellt und die Opposition für 

sich beansprucht. Da es keine 

bedeutsame linke Opposition 

gibt, profitiert sie politisch am 

meisten von der Krise. Und 

befeuert somit den Klassen-

kampf von oben immer mehr. 

Die Gesichter der AfD suchen 

sich Bereiche aus, die sie 

populistisch thematisieren 

können, und erhöhen damit die 

Unterdrückung von bereits 

sozial Unterdrückten, um von 

dieser verstärkten Unterdrü-

ckung noch weiter zu profitieren. 

Diese verstärkte Unterdrückung 

führt schlussendlich zu einer 

reibungsloseren Ausbeutung. 

Dieses Bestreben ist Teil der 

grundlegenden Eigenschaft des 

Kapitalismus, denn das Kapital 

strebt danach, das überschüssige 

Kapital profitabel zu investieren. 

Seit der Finanzkrise 2007/08 

gestaltet sich das deutlich 

schwieriger und dement-

sprechend muss das Kapital 

versuchen, durch verstärkte 

Ausbeutung Kapital wieder 

rentabel zu machen. Die For-

derungen von AfD und Co. sind 

also Ausdruck der Krise. 

Dies ist auch durch den 

internationalen Charakter der 

Krise geprägt, da es aufgrund 

der zunehmenden internatio-

nalen Konkurrenz für das 

deutsche Kapital schwieriger ist, 

im internationalen Wettbewerb 

mitzuhalten. Aufgrund dessen 

gibt es in Teilen des Kapitals 

Bestrebungen, sich mehr auf den 

Binnenmarkt zu konzentrieren 

und Protektionismus verstärkt 

zur außenpolitischen Agenda zu 

machen. Daher stammt auch 

eine EU-Skepsis, mit der die AfD 

thematisch 2013 begonnen hat. 

Wo bleibt der 
Widerstand?
Die Stärke des Rechtsrucks ist 

jedoch nicht nur durch dessen 

Ursache und dessen Druck 

definiert, sondern auch durch 

den Widerstand dagegen. 

Widerstand gegen den Rechts-

ruck ist ein Kernthema der 

Linken, jedoch ist die Linke 

international und vor allem in 

Deutschland schwach, was dazu 

führt, dass der Widerstand gegen 

den Rechtsruck klein ausfällt, 

wodurch die Rechten ihr Pro-

gramm als alternativlos darstel-

len können. Diese Schwäche der 

Linken ist darauf zurückzufüh-

ren, dass die Führung der Orga-

nisationen der Arbeiter:innen-

klasse wie Gewerkschaften und 

sozialdemokratischen Parteien 

am bürgerlichen System festhal-

ten und dadurch keinen effekti-

ven Widerstand gegen Krise und 

Rechtsruck aufbauen können.

Von bürgerlicher Seite wurde ein 

Verbot der AfD gefordert. Das 

würde den Rechtsruck 

möglicherweise bremsen, aber 

sicherlich nicht aufhalten. Den 

Rechtsruck selbst kann man 

nicht verbieten. Der bürgerliche 

Staat bewegt sich ebenfalls nach 

rechts, weshalb ein Verbot den 

Rechtsruck nicht aufhalten 

würde. Ebenfalls ist er Mitverur-

sacher des Rechtsrucks. Der 

Staat ist kein Partner gegen den 

Rechtsruck, da er ein Werkzeug 

der herrschenden Klasse ist, die 

selbst unter der Krise nach einer 

immer unterdrückerischen 

Politik ruft. Ein Verbot würde 

wiederum die Optionen für 

Repressionen vom bürgerlichen 

Staat ausweiten, was erfah-

rungsgemäß am Ende vor allem 

Linke trifft. Nötig wäre es 

hingegen, dass Massenorgani-

sationen der Arbeiter:innen-

klasse aktiv mit linken Organi-

sationen in Form einer 

Einheitsfront zusammenarbeiten 

würden. Dies müsste Gegen-

machtorgane der Arbeiter:

innenklasse inkludieren und ein 

Bewusstsein innerhalb der 

Massenorganisationen schaffen, 

dass man sich aktiv für die 

eigenen Interessen einsetzen 

und organisieren muss!
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EU-Wahlen:

AFD
SCHULEN!

„Wir teilen die irrationale CO2-Hysterie nicht, 

die unsere Gesellschaft, Kultur und Lebensweise 

strukturell zerstört.“ Das Klima habe sich „seit 

dem Bestehen der Erde“ stets gewandelt. 

„Die jetzigen klimatischen Verän-

derungen ordnen sich vollkommen 

normal in diese Wechsel ein.”“

Alleine von diesen Auszügen wird einem schon 

schlecht. Muslimische Menschen seien 

undemokratisch und würden angeblich nicht zu 

Europa passen. Deshalb wolle man die EU-

Außengrenzen, an denen schon jetzt Tausende 

ertrinken und in Lagern inhaftiert sind, noch 

stärker abriegeln. 

Wie sicher fühlen sich wohl muslimische und/

oder geflüchtete Mitschüler:innen, wenn das 

öffentlich an unserer Schule propagiert wird? 

Noch dazu sollen alle „traditionelle 

Geschlechterrollen leben“, also entweder als 

Mann oder als Frau, aber bitte nicht in 

gleichgeschlechtlichen Ehen. Alle queeren 

Schüler:innen haben hier keinen Platz. 

Zu guter Letzt leugnen sie auch noch den 

menschengemachten Klimawandel und stellen 

sich gegen politische Maßnahmen, um diesen 

aufzuhalten. Alle Bemühungen der FFF-

Bewegung werden mit Füßen getreten und 

unsere Zukunft auf einem lebenswerten 

Planeten wird weggeworfen. 

Den Rassismus und Sexismus der AfD können 

wir selbst erkennen und brauchen dafür keine 

öffentliche Podiumsdiskussion, bei der sich ihre 

Vertreter:innen inszenieren können. 

Gerade wir jungen Menschen und Erstwähler:

innen sind die Zielgruppe der AfD und die ersten 

Erfolge sehen wir bereits. Die Partei produziert 

gezielt Content auf den Social Media 

Plattformen, die wir nutzen. Ihre Videos werden 

von allen Parteien auf TikTok am häufigsten 

aufgerufen. 

Eine Studie der Konrad-Adenauer-Stiftung zeigt, 

dass die Altersgruppe 16-22 die AfD für „am 

ehesten geeignet“ hält, „um die anstehenden 

Probleme in Europa zu lösen“. Dieser Plan darf 

nicht aufgehen und es ist unsere Aufgabe, uns 

gemeinsam der AfD in den Weg zu stellen!

Was können wir gegen die AfD 
an unserer Schule tun?
Vernetzen!
Zuerst ist es wichtig, dass wir mit unseren 

Mitschüler:innen über die Einladung der Schule 

an die AfD sprechen und erklären, warum das 

ein Problem ist. Gerne könnt ihr dafür diesen 

Artikel und die oben genannten Auszüge aus 

dem Wahlprogramm nutzen. Vielen ist noch 

nicht bewusst, wie konkret Menschen, mit denen 

wir täglich zusammen lernen, dadurch 

diskriminiert werden. 

Die Angriffe der AfD treffen nicht nur unsere 

Mitschüler:innen, sondern auch unsere Lehr-

kräfte, die nicht in deren Bild passen. Auch sie 

können potentielle Verbündete sein. Wenn es 

noch keine Struktur an der Schule gibt, um sich 

gemeinsam politisch zu organisieren, ist es 

höchste Zeit dafür, eine zu gründen, z.B. in Form 

eines Schulkomitees.

Forderungen aufstellen!
Wenn wir es geschafft haben, 

einen Teil unserer Mitschüler:

innen davon zu überzeugen, dass die AfD 

unbedingt wieder ausgeladen werden 

muss, ist es Zeit, diese Forderung fest-

zuhalten. Leider werden Schulen selbst 

dann keine diskrimi-nierungsfreien Räume, 

wenn diese Forderung erreicht ist. 

Es ist ein guter Zeitpunkt, um gemeinsam zu 

überlegen, was sich noch an der Schule 

ändern muss: Geschlechtsneutrale Toiletten? 

Geschichtsbücher, in denen der Kolonialismus 

weder beschönigt noch geleugnet wird? 

Fortschrittlicher Sexualkundeunterricht? 

Antidiskriminierungsstellen? Sprecht gemein-

sam über eure Erfahrungen, tauscht euch aus 

und entscheidet gemeinsam, was ihr von der 

Schulleitung fordern wollt – Hauptsache, es 

läuft demokratisch.

Von Sani Meier, April 2024

Alle Jahre wieder der gleiche Zirkus: Bald stehen 

Bundestags-, Landtags- oder wie jetzt die EU-

Wahl an und schon fühlen sich Schulen dazu 

verpflichtet, ihren Schüler:innen alle zur Wahl 

stehenden Parteien persönlich vorzustellen. In 

den meisten Fällen werden Podiumsdis-

kussionen mit deren Vertreter:innen organisiert. 

Dabei ist es ganz egal, wie transphob oder 

rassistisch deren Inhalte sind, denn „es ist ja 

alles von der Demokratie gedeckt“. 

Aber bei der AfD sind sich große Teile der Gesell-

schaft momentan nicht mehr so sicher: Nach-

dem Geheimtreffen mit Kapitalist:innen und 

Rechtsextremen aufgedeckt wurden, die eine 

„Remigration“ von nicht-deutschen Menschen 

geplant hatten, sind Hunderttausende gegen sie 

auf die Straße gegangen. Bestimmt waren auch 

viele von euch dabei. Wozu sollten wir der AfD 

also in unseren Schulen eine Bühne geben?

Unsere Schulen sind die Orte, an denen wir uns 

jahrelang fünf Tage pro Woche aufhalten 

müssen. Hier entstehen Freund:innenschaften, 

Fähigkeiten und Entscheidungen, die sich auf 

den Rest unseres Lebens auswirken. Deshalb ist 

es so wichtig, dass sich alle Schüler:innen wohl 

fühlen und in einem sicheren Rahmen lernen 

können. Dass das nicht der Realität 

entspricht, ist klar. Umso wichtiger ist es, dass 

wir denen, die mit ihrer Politik unsere 

Mitschüler:innen angreifen, keinen Raum geben. 

Was will die AfD eigentlich?
Lasst uns gemeinsam einen Blick in das 

Wahlprogramm der AfD für die Europawahlen 

2024 werfen:

Der Islam als „Gefahr für Europa“ sei „mit den 

europäischen Grundprinzipien von Recht, 

Freiheit und Demokratie nicht in Einklang zu 

bringen“. Deshalb müsse die Zuwanderung 

„massiv beschränkt“ werden – auch mithilfe der 

„Errichtung physischer Barrieren“ an den EU-

Außengrenzen.

Die gleichgeschlechtliche Ehe wird abgelehnt: 

„Wir unterstützen es, wenn Menschen 

traditionelle Geschlechterrollen leben.“ 

Das Recht auf Schwangerschaftsabbrüche soll 

weitestgehend eingeschränkt werden bis auf 

„absolute Ausnahmen“ – etwa aus medizini-

schen Gründen oder bei Vergewaltigungen.



Spread the News!
Sobald ihr eure Liste mit Forderungen abge-

stimmt habt, ist es Zeit, sie öffentlich zu machen. 

Macht daraus einen kleinen Flyer, druckt ihn im 

Copyshop aus und verteilt ihn morgens vor der 

ersten Stunde oder in der Pause vor der Schule. 

Auch wenn es vielleicht Überwindung kostet, 

sind Flyer eine super Möglichkeit, um mit 

Schüler:innen ins Gespräch zu kommen. 

Habt ihr eine Schulzeitung? Dann ab zur 

Redaktion und darum bitten, eure Forderungen 

abzudrucken. Auch ein Instagram-Account eures 

Komitees kann helfen, euch an der Schule 

bekannt zu machen. Wichtig ist, die Schüler:

innenvertretung mit ins Boot zu holen. Stellt 

sicher, dass sie von eurer Aktion mitbekommt 

und sie unterstützt. 

Druck aufbauen!
Wenn eure Mitschüler:innen 

euch und eure Forderungen 

auf dem Schirm haben, ist 

es Zeit, ihnen Nach-druck 

zu verleihen. Einen Flyer 

kann die Schulleitung 

viel-leicht ignorieren, 

eine Kundgebung 

direkt vor dem 

Schultor nicht. 

Dazu muss lediglich 

eine Person die Kund-

gebung anmelden. 

Lasst euch dabei nicht 

von Lehrkräften oder 

anderen Leuten 

einschüchtern – 

Versammlungsfreiheit ist euer 

gutes Recht. So lange die Kundgebung 

angemeldet und behördlich genehmigt ist, 

kann sie euch niemand verbieten. 

Ladet alle eure Freund:innen (auch von anderen 

Schulen), Mitschüler:innen, Lehrkräfte und son-

stige interessierte Menschen ein, daran teilzu-

nehmen und eure Forderungen zu unterschrei-

ben. Auf der Kundgebung könnt ihr in einer 

Rede erklären, wie es zu der Aktion gekommen 

ist, warum ihr der AfD keinen Raum an der 

Schule geben wollt und welche Forderungen ihr 

gemeinsam an die Schulleitung stellt. 

Besonders gut ist es, wenn ihr vorher der Lokal-

presse Bescheid gegeben habt und vor Ort über 

euch berichtet wird. In Berlin haben wir es auf 

diesem Weg bereits geschafft, dass die AfD an 

einer Schule wieder ausgeladen wurde.

Egal wie eure Aktion ausgeht – wichtig ist, dass 

wir einfordern, über unsere Schule und deren 

Alltag selbst zu bestimmen. Bleibt auf jeden Fall 

vernetzt und schließt euch mit Schüler:innen 

anderer Schulen zusammen. Je mehr wir sind, 

desto mehr Druck können wir aufbauen. 

Falls ihr bei der 

Organisation Hilfe 

braucht oder Fragen habt, schreibt 

uns jederzeit an und wir unterstützen euch. 

Für sichere Schulen unter demokra-
tischer Kontrolle der Schüler:innen und 
Lehrer:innen! 
Kein Raum für Sexismus, Rassismus  und 
Antisemitismus – kein Raum 
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WELT
WARUM RÜCKT DIE

NACH RECHTS?
Von Felix Ruga

Wenn wir uns auf der Welt umschauen, läuft uns 

ein Schauer über den Rücken: In Deutschland ist 

die AfD in allen Landesparlamenten und dem 

Bundestag vertreten und stellt mittlerweile 

Bürgermeister, es drohen Mehrheiten bei den 

Landtagswahlen in Ostdeutschland. Zeitgleich 

sind alle Parteien bis auf die Linkspartei auf eine 

rassistische Politik gegenüber Geflüchteten 

eingeschwenkt und wollen sich gegenseitig 

übertreffen, wer am besten abschieben kann. 

Bundeskanzler Scholz höchstpersönlich sprach 

davon, endlich „im großen Stil“ abschieben 

zu wollen. 

Nicht nur in Deutschland hat sich die Lage 

verschlechtert. Schauen wir in der Welt umher, 

sieht’s in anderen Ländern nicht besser aus: 

Trotz seiner Niederlage 2020 steht Trump wieder 

für die Republikaner:innen in den Startlöchern. 

Gegen seinen schwachen Kontrahenten 

Joe Biden hat er gute Karten, diesen November 

bei den US-amerikanischen Präsidentschafts-

wahlen klar zu gewinnen. 

Georgia Meloni, die Regierungschefin Italiens, 

gehört der Partei „Fratelli d’Italia“ an, welche 

aus einer faschistischen Tradition stammt und 

sich auf einen neoliberalen Rechtspopulismus 

eingestellt hat. Hier wurde kurzerhand das Bür-

ger:innengeld gestrichen und weitere Angriffe 

drohen. Davon kann auch die argentinische 

Arbeiter:innenklasse ein Lied singen: Dort 

unternimmt der selbsternannte „Anarcho-

kapitalist“ Javier Milei gerade den Versuch, den 

Staat autoritär umzubauen und mit der Ketten-

säge den Sozialstaat zu zerlegen. 

Doch dabei hört es nicht auf. Auf dem Großteil 

der Welt können wir einen Rechtsruck ver-

zeichnen. Von Europa bis zu den Philippinen 

können wir beobachten, wie Rechtspopulist:in-

nen Erfolg haben. Klar ist: Dem Rechtsruck 

müssen wir uns entgegenstellen. Aber wie?

Woher kommt der Rechtsruck?
Wenn wir uns effektiv wehren wollen, müssen 

wir verstehen, wie dieser Rechtsruck zustande 

kommt. Dazu müssen wir uns anschauen, in was 

für einer Welt wir leben.

Um dies gleich zu beantworten: Aktuell leben 

wir im Stadium des Imperialismus. Dieses ist die 

höchste Stufe des Kapitalismus. Es gibt einen 

internationalen Weltmarkt samt einer interna-

tionalen Arbeitsteilung. Dadurch gibt es zwei 

Formen von Ländern: imperialistische und 

unterworfene. 

Aus dem Schulunterricht kennen die einen oder 

anderen den Begriff der „Kolonisierung“. 

Damals gab es Länder, die offen andere Länder, 

also Kolonien, abhängig gemacht haben – wirt-

schaftlich und politisch. Imperialistische Länder 

machen in einer gewissen Weise das gleiche. Sie 

halten unterworfene Länder wirtschaftlich 

abhängig, jedoch politisch formal unabhängig, 

weshalb wie sie Halbkolonien nennen. Ober-

flächlich erscheinen die meisten Halbkolonien 

als eigene Staaten. Schaut man sich an, wem die 

Firmen gehören, welche Zuschüsse der Staat 

bekommt und wie verwoben die Beziehungen 
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mancher Politiker:innen sind, wird klar: Kom-

plett unabhängig agieren die Länder nicht.

Hinzu kommt die fortschreitende Monopoli-

sierung. Konzerne fusionieren, kaufen auf und 

übernehmen den Markt, während kleinere Fir-

men und Händler verdrängt oder aufgekauft 

werden. Das ist ein Prozess, der innerhalb der 

kapitalistischen Produktionsverhältnisse nicht 

gänzlich aufzuhalten ist. 

Einer kleinen Bäckerei im Dorf ist es unmöglich, 

in der gleichen Zeit so viele Brötchen herzustel-

len wie eine Bäckereikette mit mehr Maschinen 

und Arbeiter:innen. So wird der Preis der Dorf-

bäckereibrötchen teurer und mehr Menschen 

gehen zur Bäckereikette, weil es günstiger ist. 

Dadurch wird zwar die Produktion effizienter 

und die Zentralisierung legt die Grundlage für 

eine demokratische Planwirtschaft, aber die 

großen Firmen müssten dafür auch enteignet 

werden, anstatt sich in der finanziellen 

Konkurrenz zu zerfleischen.

Daneben stehen die kleineren Firmen, die Angst 

haben, ihre Stellung zu verlieren. Getrieben von 

der Angst des sozialen Abstieges fangen sie an, 

herumzubrüllen: Protektionismus, National-

chauvinismus, Standortborniertheit, das sind 

ihre Forderungen, um sich zu schützen. Kurz 

gesagt: Sie wollen das Rad der Zeit aufhalten, um 

nicht ihren Reichtum zu verlieren, indem sie sich 

gegen die internationale, arbeitsteilige Struktur 

des Gesellschaftssystems stellen.

In diesen Verhältnissen werden die Kapitalist:in-

nen gezwungen, immer nach einem Weg zu 

schauen, wie sie mehr Profit anhäufen können. 

Profit macht das Kapital mit der Ausbeutung der 

Arbeiter:innen. Diese arbeiten mit Maschinen 

und Rohstoffen, und schaffen ungeheure Werte, 

wovon sie nur einen Bruchteil als Lohn 

bekommen. Durch immer weitere Investitionen 

in neue Maschinen werden die Arbeiter:innen 

aus der Produktion verdrängt und die Investi-

tionen werden immer teurer, während sich der 

Markt sättigt, woraus sich schnell eine Überpro-

duktionskrise entwickeln kann.

Auswege für diesen Prozess gibt es für Kapi-

talist:innen nicht viele. Sie müssen andere 

aufkaufen, fusionieren oder spekulieren. 

Sind alle Möglichkeiten ausgeschöpft, wird zu 

rabiateren Methoden gegriffen. Dies kann zum 

einen durch Sparpolitik und soziale Angriffe auf 

die Arbeiter:innen umgesetzt werden, zum 

anderen durch wirtschaftlichen oder 

militärischen Krieg. Die stärkere Kapitalfraktion 

kann verstärkt in neue Märkte eindringen, 

während die Verliererin zurückgelassen wird.

Die Bedeutung der Krise
Der Rechtsruck vollzieht sich verstärkt seit den 

2010er-Jahren. Aber wo liegt der Ursprung der 

Stärke von AfD und Co.?

Im Zuge der Weltwirtschaftskrise 2007/08 

standen viele Banken kurz vor dem Bankrott. 

Viele wurden mit extrem viel Geld gerettet. Die 

Kosten dafür haben nicht jene getragen, die viel 

Geld besaßen. Nein, die Kosten wurden auf die 

Arbeiter:innen abgewälzt. Praktisch wurden die 

Armen noch ärmer gemacht, durch Leiharbeit, 

Kürzungen bei Sozialleistungen, sozialen 

Einrichtungen und so weiter.

Parteien, die die Stimme dagegen erhoben 

haben, gab es kaum. Im Kern Europas haben 

Sozialdemokrat:innen wie die SPD dabei 

geholfen, die Kosten der Krise auf die Arbei-

ter:innen abzuwälzen. Viele linke Reformist:in-

nen wie die Linkspartei haben es verpasst, 

kräftig dagegen zu kämpfen. So scheiterten 

europaweite Streikversuche oftmals an der 

Blockade durch Gewerkschaftsbürokratien 

imperialistischer Nationen. 

Aktuell passen sie sich dem Rechtsruck an und 

versuchen, die Wähler:innen, die sie an die AfD 

verloren haben, mit rechter Rhetorik 

wiederzugewinnen. Doch andere linksreformis-

tische Parteien, wie SYRIZA in Griechenland, 

haben offen gegen die Sparpolitik der EU 

mobilisiert und konnten damit ganze Länder für 

sich gewinnen. Letztlich mussten sie aber 

einknicken und haben damit Verrat begangen.

Diese schwere Niederlage hat heute in doppelter 

Hinsicht Bedeutung für uns: Zum einen wurde 

die politische Linke schwer geschädigt und 

konnte sich davon bis heute nicht erholen. Zum 

anderen konnten die Regierungen alle neolibe-

ralen Tricks wie Sparmaßnahmen und Sozial-

abbau ausspielen, um die Krise abzuwehren. 

Nun rollt eine neue Krise über uns hinweg, bei 

der die alten Tricks ausgeschöpft sind. Deshalb 

müssen wir mit einem härteren Kampf rechnen, 

der sich darum dreht, wessen Kapital nun 

zerstört wird.

An dieser Stelle haben sich die Rechten mit ihrer 

„Krisenlösung“ positioniert: Rückzug in die 

nationalen Grenzen, zusammen mit einer extrem 

neoliberalen Politik, welche die Ausbeutung 

verschärft und das nationale Kapital bevorzugt, 

indem Reallöhne und sozial- und arbeitsrecht-

liche Bestimmungen abgesenkt werden. 

Anstatt eine Perspektive aus der globalen Kon-

kurrenz herauszuweisen, erkennen sie diese als 

unumstößliche Naturgewalt an. Sie stürzen sich 

mit einer Kompromisslosigkeit hinein, bei der 

die Arbeiter:innen gezwungenermaßen unter 

die Räder kommen werden. Um das zu verschlei-

ern, begleiten sie das alles mit reaktionären 

Ideologien von Vaterland und Familie. 

Was für eine 
Perspektive 

haben wir?
Wir müssen 

das Ganze 

nicht hin-

nehmen! 

Es gibt 

Wege, 

dieser 

tristen 

Zukunft zu 

entkommen. 

Das Beispiel von 

SYRIZA zeigt, dass 

man auch mit „radikalen 

Forderungen“ den Rückhalt in der 

Bevölkerung finden und damit immense 

Sprengkraft entwickeln kann. 

Als REVOLUTION treten wir für eine 

antirassistische Bewegung ein, bestehend aus 

Gewerkschaften, Sozialdemokratie, 

Reformist:innen sowie Sozialist:innen, die sich 

dem Rechtsruck entgegenstellt. Aktuell sind es 

die ersteren, die einen Großteil der organi-

sierten Arbeiter:innen hinter sich führen. 

Rassismus ist nicht einfach nur so beschissen. Er 

schwächt auch den Kampf für das objektive 

Interesse aller Arbeiter:innen: Anstatt zusam-

men für eine bessere Lebensgrundlage zu 

kämpfen, bekämpft man sich gegenseitig. 

Deswegen ist es wichtig, auch soziale Forderun-

gen aufzustellen, wie nach bezahlbarem Wohn-

raum oder Mindestlohn für alle. Diese Forderun-

gen müssen konsequent mit Antirassismus 

verbunden werden. Daneben muss auch die 

Frage der Selbstverteidigung aufgeworfen 

werden. Denn neben rassistischen Gesetzen gibt 

es auch Rassist:innen auf der Straße, die 

Migrant:innen und Linke angreifen.Aber eine 

Bewegung reicht nicht aus. Für uns Jugendliche 

sieht unsere Zukunft beschissen aus: mehr Aus-

beutung, mehr Überwachung, weniger Freihei-

ten und Perspektiven. Es wird immer schwerer, 

einen Ausbildungsplatz oder einen Job zu 

finden, von dem wir leben können, ohne den 

Spießrutenlauf der unbezahlten Praktika oder 

befristeten Jobs durchlaufen zu müssen. Für 

diejenigen, die weiblich, queer, migrantisch oder 

geflüchtet sind, ist das Ganze nochmal 

bedeutend härter. 

Nebenbei werden die Ausgaben für Bildungs-

einrichtungen gekürzt und unser Selbstbestim-

mungsrecht über Körper und Sexualität ein-

geschränkt, oftmals geleugnet. Deswegen 

brauchen wir Jugendlichen eine eigene 

internationale Organisation mit einem revo-

lutionären Programm. Ein Programm, das deut-

lich macht, dass es keine Spaltung aufgrund 

Herkunft, Geschlecht, Alter oder Sexualität 

geben darf. Nur so können wir der Unterdrü-

ckung von Jugendlichen, auch in der Arbeiter:

innenbewegung selbst, entgegentreten.
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Wir müssen die aktuelle Problematik mit einer 

revolutionären Perspektive verbinden. 

Konkret heißt das: Wir beteiligen uns an 

aktuellen Kämpfen wie Streiks oder 

Bewegungen und tragen eine revo-

lutionäre Perspektive hinein, insbe-

sondere an den Orten, an denen wir uns 

täglich befinden, wie Schulen, Unis 

oder Betriebe.

Nicht nur für Jugendliche brauche es eine 

Organisation mit revolutionärem Pro-

gramm. Uns ist bewusst, dass wir 

Jugendlichen nicht die einzigen sind, die 

unter dem System leiden und dass wir 

allein nicht das System umwälzen 

können. Für uns ist die 

Arbeiter:innenklasse die 

einzige Kraft, die eine 

Revolution anführen kann, 

wird doch durch ihre 

schöpferische Kraft der Groß-

teil des gesellschaftlichen Werts 

produziert, den sich einzelne privat 

aneignen. Aus diesem Grund unterstüt-

zen wir die Anstrengungen, neue Arbei-

ter:innenmassenparteien aufzubauen, 

die offen für ein revolutionäres, sozialis-

tisches Programm kämpfen.

EINHEITSFRONT
TAKTIK?

Grundlagen des Marxismus:

Was ist die

Das linke und antikapitalistische 

Spektrum ist vielseitig in ihren 

Zielen und Taktiken, ihren 

Schwerpunkten und Organisa-

tionsstrukturen. Hin und wieder 

finden sich für Großaktionen wie 

Demos Bündnisse zusammen, 

aber leider scheint die Zusam-

menarbeit nach dem gemein-

samen Projekt oft wieder zu 

enden. Dabei sind nur durch die 

verschiedenen Gruppen, die sich 

den Aufwand von Organisation 

und Mobilisation geteilt haben, 

überhaupt so viele Leute auf-

getaucht. Diese Großveranstal-

tungen sind oft die Momente, die 

uns zeigen wie viel wir als Klasse 

erreichen können, wenn wir uns 

zusammen anstrengen, und es 

sind die Erfahrungen, die uns 

Mut und Hoffnung geben, die 

uns motivieren überhaupt 

politisch aktiv zu sein.

Um diese Energie effektiver zu 

nutzen und Ziele unserer Klasse 

zu erreichen, wurde die Einheits-

fronttaktik entwickelt. Die 

Einheitsfront handelt direkt und 

geballt und stellt einen drasti-

schen Gegensatz zu den leeren 

Versprechen der reformistischen 

Parteien dar. Wenn ihre „Brand-

mauer gegen rechts“ sich 

tatsächlich nur als eine schöne 

Redewendung entpuppt und 

kein 

Handeln 

folgt, er-

kennen mehr Arbeiter:innen, 

dass diese Strukturen unsere 

Gesellschaft nicht vor Gefahren 

wie dem Faschismus schützen 

können. Deswegen geht es bei 

der Einheitsfronttaktik auch 

nicht um intensive ideologische 

Überschneidung mit den 

Bündnispartnern, sondern um 

das Ernstnehmen einer 

Bedrohung und dem 

zielstrebigen Handeln auf der 

Basis einiger Kernprinzipien, 

über die man sich einig ist.

Was ist eine 
Einheitsfront?
In einer Einheitsfront kommen 

verschiedene Organisationen der 

Arbeiter:innenklasse zusammen, 

um ein bestimmtes Ziel zu ver-

folgen und diesem mit prakti-

schen Aktionen näher zu 

kommen. Dabei arbeiten die 

Organisationen über inhaltliche 

Grenzen hinweg, ohne dabei die 

Kritik an den Positionen der 

anderen zu verstecken. Das Ziel 

der Einheitsfront sollte es sein, 

möglichst große Teile der 

gesamten Klasse in sich zu 

organisieren, um eine möglichst 

große Schlagkraft zu haben. Ein 

klassisches Beispiel für Einheits-

fronten sind Gewerkschaften: Sie 

organisieren große Teile der 

Beschäftigten in einem Bereich 

über inhaltliche Auseinander-

setzungen hinweg mit dem Ziel, 

möglichst gute Arbeitsbedin-

gungen zu erkämpfen. Für uns 

als Revolutionär:innen ist die 

Einheitsfront deshalb so zentral, 

weil wir damit aus unserer 

Isolation von der Klasse aus-

brechen können und reformis-

tische Organisationen in der 

Praxis als Hindernis für die 

Interessen der Arbeiter:innen 

entlarven können. Außerdem 

sind sie ein besonders effektives 

Mittel, um die Interessen der 

Arbeiter:innen durchzusetzen.

Getrennt 
marschieren, 
vereint schlagen!
Damit die Einheitsfront ihren 

Zweck erfüllt und wir uns als 

Revolutionär:innen nicht darin 

verlieren, sondern Menschen für 

unsere Politik begeistern 

können, wurden verschiedene 

Prinzipien der Einheitsfront 

entwickelt. Sie lassen sich auf die 

Metapher „Getrennt marschie-

ren, vereint schlagen“ herunter-

brechen. Damit werden die zwei 

wichtigsten Punkte der Einheits-

fronttaktik aufgegriffen: Organi-

satorische und propagandis-

tische Unabhängigkeit und Ein-

heit in der Aktion zur Erreichung 

eines Ziels. Reformistische Kräfte 

zeichnen sich dadurch aus, 

immer wieder die Interessen 

unserer Klasse zur Aufrechter-

haltung ihrer Stellung in der 

Gesellschaft zu verraten. Die 

richtige Anwendung der Ein-

heitsfronttaktik zeigt sich dann, 

wenn Revolutionär:innen es 

schaffen, die reformistischen, 

anarchistischen, zentristischen, 

etc. Kräfte und deren Taktiken zu 

entlarven. Dafür ist die organisa-

torische Unabhängigkeit super 

wichtig, denn nur so können wir 

überhaupt ordentliche Kritik 

formulieren und die Refor-

mist:innen in der Praxis 

entlarven. Um aber auch den 

Zweck der Einheitsfront zu 

erreichen, beispielsweise einen 

Rechten Aufmarsch aufzuhalten 

und eine linke/proletarische 

Perspektive entgegenzustellen, 

muss die Einheit in der Aktion 

gegeben sein. 

Dass der Begriff Einheitsfront so 

selten fällt, obwohl es eigentlich 

eine notwendige Taktik ist, liegt 

daran, dass große reformistische 

Strukturen näher an bürger-

lichen Parteien stehen und lieber 

„nach bürgerlichen Regeln 

spielen“ als „radikalere“ und 

kämpferische Alternativen in 

Betracht zu ziehen. Außerdem 

besteht die berechtigte Angst, 

dass die reformistischen Füh-

rungen die Kontrolle über „ihre“ 

Basis verlieren könnten. Es ist 

also unsere Aufgabe, solche 

Einheitsfronten aufzubauen und 

die reformistischen Führungen 

in diese zu zwingen, wenn sie 

nicht von sich aus mitarbeiten. 

Dafür müssen wir die Führung 

unter Druck setzen, zum Beispiel 

indem wir die Basis gegen sie 

mobilisieren. Dabei kann es von 

Vorteil sein, selbst in der Orga-

nisation, beispielsweise einer 

Gewerkschaft, Mitglied zu sein, 

um einfacheren Zugang zur 

Basis zu haben.

Aber die Einheitsfront ist nicht 

nur eine Taktik für abstrakte 

Notlagen in der Zukunft. Der 

aktuelle Rechtsruck in Deutsch-

land und Europa lässt rechte 

Hetze hochkochen und führt in 

eine ungewisse Zukunft. Viele 

Menschen, besonders mit Migra-

tionshintergrund oder betroffen 

von Armut machen sich Sorgen 

wie sehr sich ihre Lage noch 

verschlechtern wird mit dem 

Kurs den rechte und moderate 

Strömungen in Deutschland 

gerade anstreben. Deswegen ist 

es notwendig, mit einem brei-

teren Spektrum an Organisa-

tionen zusammenzuarbeiten, 

denn in der Masse liegt die 

Schlagfähigkeit. Außerdem zeigt 

uns der Rechtsruck, wie wichtig 

es ist, die Massen für 

kommunistische Politik zu 

überzeugen, denn nur 

revolutionäre Politik kann den 

Rechtsruck und dessen perfide 

Auswirkungen effektiv 

bekämpfen und ein für alle Mal 

beenden.
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Von Lia Malinovski

Im Februar fanden einige sehr große und 

unzählige kleinere Demos gegen die AfD statt. 

Vermutlich waren viele von uns schon auf 

solchen Demos und wissen um deren Größe und 

Bedeutung. Von medialer Seite und den Initiator:

innen wurde damit die Hoffnung verbunden, den 

Rechten die Stirn bieten zu können. Anlass war 

einerseits die Recherche des Magazins 

„CORRECTIV“, die AfD-Pläne zur Abschiebung all 

jener entdeckte, die in deren Augen nicht 

„deutsch genug“ sind. Andererseits ist der 

Hintergrund natürlich die menschenverachtende 

Politik und Rhetorik der AfD bei gleichzeitig 

bedrohlich hohen Wahlprognosen und einer 

wachsenden Präsenz in den sozialen Medien und 

auf der Straße. Es besteht die begründete 

Hoffnung, dass die AfD-Bewegung im Hinblick 

auf die Europawahl wieder aufflammt. Aber da 

stellt sich die Frage: Ist die Form der Bewegung 

eigentlich effektiv darin, gegen rechts zu 

kämpfen? Ist sie dazu in der Lage, die AfD und 

ihre Politik aufzuhalten? Wir bezweifeln das und 

wollen in diesem Artikel darstellen, wieso und 

was Linke jetzt tun sollten. 

Die aktuelle Anti-AfD-Bewegung
Es macht zunächst Sinn, den Charakter der Anti-

AfD-Bewegung zu verstehen, also solche Dinge 

wie Zusammensetzung, politische Ziele, 

Klasseninteresse und Verhältnis zu Staat und 

Kapital zu beleuchten. So können wir auch 

einschätzen, in wessen Sinne sie erfolgreich sein 

kann!

Zunächst die Bestandteile der Bewegung: Viele 

der Demos werden von linksliberalen Kräften wie 

FFF oder den Grünen initiiert. Oft mit dabei sind 

die DGB-Gewerkschaften, Sozialdemokratie, 

NGOs, Kirchenvereine und teilweise Unterneh-

mer:innenverbände. Auf den Demos kommen 

linke Kräfte, inklusive die „linke Szene“, weitere 

Parteien und teilweise sogar die CDU & FDP dazu. 

Spätestens jetzt sollte man sich fragen, ob man 

mit der CDU gemeinsam gegen rechts 

demonstrieren kann, wo sie doch selbst eine 

rechte Partei ist und unter Merz auch immer 

weiter nach rechts geht. 

Aber auch ohne die CDU tun sich massive 

Widersprüche auf: Ist es nicht absurd, dass die 

Grünen, die SPD und Co. gegen rechts 

demonstrieren, gleichzeitig aber Abschiebungen 

vereinfachen, strengere Asylgesetze 

verabschieden, kurz gesagt das Programm der 

AfD umsetzen? Dass die Parteien teilweise sogar 

in ihren Reden davon sprechen, es brauche mehr 

soziale Absicherung und am nächsten Tag neue 

Sozialkürzungen beschließen? Ja, das ist absurd. 

Aber nicht verwunderlich.

Als Marxist:innen ist für uns die Analyse von 

Bewegungen, Parteien und Organisationen hin-

sichtlich ihres Klassencharakters zentral. Das 

heißt: Welche Klasse drückt der Bewegung ihren 

Stempel auf und für welche Klasse macht diese 

Politik? 

Wenn wir uns die Bewegung ansehen, dann 

kommen die Initiator:innen aus ganz 

verschiedenen Klassenhintergründen. Der 

einigende Konsens scheint bloß zu sein, gegen 

Rechtsextremismus und für Demokratie zu sein. 

So unterstützenswert das erstmal ist, ist es in 

keiner Form ein Widerspruch mit dem Status 

Quo, sondern soll ihn viel mehr stützen. Expliziter 

Antirassismus oder gar Solidarität mit 

Geflüchteten treibt zwar viele zu den Protesten, 

gehört aber nicht zur offiziellen Argumentation. 

Das spiegelt sich ideologisch auch in den dortigen 

Reden wider, die meist nicht über moralische 

Angriffe auf die AfD hinausgehen. 

Manche Reden, die darüber hinausgehen, lassen 

dann aber doch tief blicken: Auf einer Demo in 

Hamburg wurde gefordert, es sollten sich doch 

mal die mächtigen Unternehmer:innen 

zusammensetzen und der Politik vorgeben, wie 

gegen die AfD vorzugehen ist. Also mehr Macht 

für die großen Konzerne – von Aufrufen an die 

Arbeiter:innenklasse hört man hingegen wenig. 

Was dem am nächsten kommt, sind Aufrufe an 

„die gesamte Bevölkerung“. All das spricht dafür, 

dass die großen Aktionen der momentanen AfD-

Bewegungen einen bürgerlichen Charakter haben 

und es deshalb nicht verwundert, dass sich selbst 

die CDU dort tummelt und sich die Regierung 

damit nicht in Widersprüche zu ihrer eigenen 

rassistischen Politik verwickeln muss. Der Kampf 

gegen rechts ist zwar richtig und eine drängende 

Aufgabe unserer Zeit und deswegen unterstützen 

wir auch solidarisch die Aktionen, müssen dort 

aber auch unsere Kritik hintragen und 

verbreiten, damit diese auch erfolgreich sein 

kann.

Mit rechter Politik gegen rechts?
Denn eine Bewegung, die den Status Quo nicht als 

das Problem des Rechtsrucks erkennt, sondern 

ihn vielmehr verteidigt, kann keinen Erfolg 

haben. Denn der Staat muss in dieser Situation 

aufgrund seiner gesellschaftlichen Funktion 

rechte Politik machen. Seine zentrale Aufgabe ist 

es, die Interessen der Bourgeoisie umzusetzen. 

Diese widersprechen jenen der Arbeiter:innen, 

Arbeitslosen und Unterdrückten. Zwar mag es 

momentan nicht so sein, dass die AfD vollständig 

die Interessen der Bourgeoisie abdeckt, dennoch 

liegt das Interesse insgesamt rechts: harte 

Grenzregime, Sparkurs, Sozialabbau, staatlicher 

Autoritarismus. Das kommt daher, dass die 

Verhältnisse und damit die globale Konkurrenz 

sich verschärfen, indem sich die kapitalistische 

Wirtschaft und die imperialistische Weltordnung 

in der Krise befinden. Das ist ja der Grund, 

warum nicht nur rechte Kräfte stärker werden, 

sondern sich das gesamte Parteienspektrum nach 

rechts verschiebt. Das kann man nicht einfach 

alles auf die AfD oder sonstige 

rechtspopulistische Kräfte schieben oder gar die 

eigene rechte Politik mit dem „Kampf gegen die 

AfD“ legitimieren. Solange man in der 

bürgerlichen Logik von Konkurrenz und 

Ausbeutung verharrt, verlangen die verschärften 

Verhältnisse nun mal auch rechte Politik. Wir 

müssen also einen Weg aus dieser Logik weisen!

Was braucht es stattdessen?
Die andere Logik ist jene des Klassenkampfes: Wir 

solidarisieren uns mit den Arbeiter:innen, den 

Unterdrückten und ihren Kämpfen auf der Welt, 

gleichzeitig attackieren wir die bürgerlichen 

Kräfte, die für den Rechtsruck sorgen. Statt einer 

Bewegung mit bürgerlichen Kräften braucht es 

eine Bewegung der Arbeiter:innen und 

Unterdrückten gegen ihre Unterdrücker:innen. 

Somit erhalten wir überhaupt die Chance, 

Forderungen nach sozialer Gerechtigkeit und 

ernsthaften Antirassismus laut zu machen und an 

den Wurzeln des Rechtsrucks anzusetzen. Dazu 

schlagen wir die sogenannte Arbeiter:

inneneinheitsfront vor, die wir in einem anderen 

Artikel in dieser Zeitung vorgestellt haben. 

Die Einheitsfront basiert auf dem Prinzip 

„getrennt marschieren, vereint schlagen“. Das 

bedeutet, dass es gemeinsame Aktionen 

verschiedener Arbeiter:innenorganisationen 

gibt, um ein Ziel zu erreichen, beispielsweise die 

Abwehr von Angriffen auf die Arbeiter:

innenklasse. In diesen Aktionen und im Bündnis 

gibt es für alle Organisationen die Freiheit in 

MIT 
DER CDU 

? ? 
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Kritik und Propaganda. Das ist wichtig für die 

gesamte Einheitsfront, um den bestmöglichen 

Weg zur Erreichung des Ziels herauszufinden, 

und insbesondere wichtig für Kommunist:innen, 

um die reformistischen Führungen zu entlarven.

Die Stärke einer Einheitsfront ist es, dass die 

Arbeiter:innenklasse zur Aktion aufgerufen wird, 

also jene Teile der Bevölkerung, die die 

Gesellschaft am Laufen halten und ein objektives 

Interesse an sozialer Gerechtigkeit haben. Durch 

ihre gesellschaftliche Position kann sie 

Veränderung herbeiführen, beispielsweise durch 

Streiks. Wenn wir als Klasse streiken, bedeutet 

das Stillstand in der Produktion, ausbleibende 

Profite für die Unternehmen, Druck auf den Staat 

und die Möglichkeit für die Arbeiter:innen, sich 

selbst zu organisieren. Je mehr Teile der Klasse 

beteiligt sind, desto wirksamer ist der Streik. Das 

Ziel der Einheitsfront könnte also idealerweise 

sein, einen Generalstreik in allen Sektoren der 

Wirtschaft zu organisieren.

Das bekannteste Beispiel für einen erfolgreichen 

Generalstreik gegen rechts ist der Streik nach 

dem „Kapp-Putsch“ 1920, bei dem rechte 

Freikorps in der Weimarer Republik die 

Regierung stürzten. Die Arbeiter:innen traten in 

den Streik und legten damit das gesamte Land 

lahm, sodass die neue Regierung abtreten musste 

und die alte Weimarer Regierung wieder an die 

Macht kommen konnte.

Wie bauen wir eine 
Einheitsfront auf?
In unserer Rolle als Jugendliche ist dabei das 

wichtigste, öffentliche Aufrufe an die größeren 

Arbeiter:innenjugendorganisationen, 

beispielsweise die Linksjugend [`solid], JuSos, 

Gewerkschaftsjugenden und so weiter zu richten. 

Wir müssen sie aufrufen, in Aktion zu treten, 

möglichst nach den Prinzipien der Einheitsfront, 

und die Notwendigkeit dessen begründen. Das 

gestaltet sich in der Regel schwierig: 

Sozialdemokratisch geprägte Organisationen 

stehen bürgerlicher Politik näher und da liegt ein 

Bündnis mit revolutionären Kräften fern. 

Dementsprechend wird ein Aufruf zur 

Einheitsfront nur eingegangen, wenn dieser mit 

einem gewissen Druck einhergeht. 

Für den Fall einer Ablehnung der Einheitsfront 

seitens der reformistischen Führungen müssen 

wir Öffentlichkeit dafür schaffen, sodass deren 

Basis für weiteren Druck sorgen kann. Die Kritik 

muss an die Basis der Organisationen 

herangetragen werden, um die Debatte zu 

verstärken und den kämpferischen Teilen der 

Organisationen Mittel in die Hand zu geben, ihre 

Führungen herauszufordern und mit dem 

Reformismus zu brechen. Ohnehin ergibt es Sinn, 

sich als aller erstes linkere Elemente für eine 

Zusammenarbeit zu gewinnen oder jene, die 

nach Links gehen. Für solche Aufrufe kann man 

zum Beispiel auch die Anti-AfD-Bewegung 

nutzen und dies entweder in Form von Flyern, 

Reden oder Schildern umsetzen.

Sollte es zu gemeinsamen Aktionen kommen, 

sollten Kommunist:innen versuchen, das 

Bewusstsein darin voranzutreiben, gleichzeitig 

sollten wir es nicht zu Bedingung machen, dass 

das Bündnis nach einem revolutionären 

Programm handelt. Wenn notwendige 

Forderungen oder Aktionen von den 

reformistischen Kräften blockiert werden, 

müssen Kommunist:innen weiterhin für diese 

kämpfen und deren Notwendigkeit aufzeigen – 

und so die Führungen als Hindernis entlarven.

Insgesamt sollte aber das Ziel einer Einheitsfront 

sein, dass die gesamte Klasse für ein konkretes 

Ziel in Bewegung kommt und hierbei auch 

Erfolge in der gemeinsamen Aktion feiern kann. 

Das ist eine wichtige Grundlage, um den 

Klassenkampf wieder aufleben zu lassen, aber 

auch dass Kommunist:innen ihre 

programmatische Stärke zeigen können, wo sie 

auch zutage tritt: Im Kampf auf der Straße, in den 

Betrieben und in den Schulen. So können wir die 

letztliche Grundlage des Rechtsrucks, den 

Kapitalismus, auch tatsächlich angreifen!

Es klingt 

erst mal nett: 

eine Klasse, in der geflüchtete Kinder und 

Jugendliche willkommen geheißen werden, 

gemeinsam Deutsch und Lesen und Schreiben 

lernen, um dann einen einfachen Einstieg in den 

Regelunterricht zu haben. Da hat man gar nicht 

mehr diesen spalten-den flavour wie damals, als 

dasselbe Konzept noch „Ausländerklassen“ ge-

nannt wurde. Zu Recht? Nein, die Regierung will 

uns pranken und die Leidtragenden des Pranks 

sind unsere geflüchteten Mitschüler:innen (sowie 

in geringerem Maße die Lehrkräfte und alle an-

deren im Schulbetrieb). Wir sind „Jugend gegen 

Abschiebung“ und wir wollen nicht nur Abschie-

bungen verhindern und den Rechtsruck stoppen, 

sondern in eine antirassistische Gegen-offensive 

übergehen, deswegen bieten wir euch hier ein 

paar Fakten sowie 3 Argumente gegen 

„Willkommens“klassen und einige Stichpunkte, 

was wir stattdessen bräuchten für einen 

inklusiven Schulalltag für alle.

Die Schulpflicht in Deutschland ist in der Regel 

nicht abhängig vom Aufenthaltsstatus, d.h. 

geflüchtete Kinder sind genauso schulpflichtig 

wie hier aufgewachsene. Wie genau Geflüchteten 

der Schulbesuch ermöglicht werden soll, ist aber 

Ländersache und es funktioniert überall ein 

kleines bisschen anders. In elf Bundesländern ist 

dies in sogenannten Willkommensklassen (WK) 

organisiert, wir beziehen uns hier der Einfachheit 

halber vor allem auf eines dieser elf: Berlin. 

Es gibt hierzu nicht extrem viele kritische Unter-

suchungen, wir empfehlen aber ‚Die Kontinuität 

der Separation‘ (Karakayalı et al.), auf die wir uns 

auch hier beziehen. Während der Senat einige 

Grundlinien und Ziele formuliert hat (neben dem 

deutschen Spracherwerb z.B. die „Vermittlung 

kultureller Werte, Normen und Verhaltensweisen 

des Aufnahmelandes Deutschland“), bleibt die 

genaue Ausgestaltung weitgehend den einzelnen 

Schulen überlassen, sodass auch die Probleme je 

nach Schule in unterschiedlichem Maße zu 

Tage treten.

1. Direkte Ausgrenzung im 
Schulalltag
Dass WK nicht besonders inklusiv sind, wird 

schon auf räumlicher Ebene bemerkbar, etwa 

wenn der Unterricht in entlegenen Teilen der 

Schulgebäude, im Hort oder wie in einigen 

Fällen, sogar in einem gänzlich verschiedenen 

Ge-bäudekomplex oder in der Unterkunft 

stattfin-det, sodass überhaupt keine gemeinsam 

genutz-ten Räume von nicht und neu 

zugewanderten Schüler:innen bestehen. Dieses 

Prinzip setzt sich fort, wenn WK nicht an 

Schulfesten, Tagen der offenen Türen beteiligt 

sind, wenn WK nicht auf Klassenfahrten fahren 

oder wenn den geflüchte-ten Schüler:innen 

keinen Mitwirkung in der Schüler:innenvertre-

tung ermöglicht wird. Nachmittagsangebote 

werden zwar formal angeboten, können aber oft 

insbesondere in Grundschulen allein schon 

deshalb nicht genutzt werden, weil die Eltern 

nicht über die Möglichkeiten informiert werden. 

3 GRÜNDE Warum

nichts mit Inklusion 
zu tun haben

“WILLKOMMENSKLASSEN”
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2. Schlechte Behandlung und 
strukturelle Benachteiligung
Auf dem Schulhof verprügelt, Sand in den Mund 

gesteckt, von Lehrer:innen angeschrien oder 

gewaltsam durch den Klassenraum gezerrt. Die 

zahlreichen Beispiele von Diskriminierung 

gegenüber geflüchteten Schüler:innen sind keine 

Einzelfälle, sondern Ausdruck einer 

systematischen Unterdrückung. Die Schüler:

innen in den WK sind, dadurch dass sie unter sich 

bleiben, abgeschnitten von Mitteln, um sich 

gegen ihre Diskriminierung zu wehren, die Zeug:

innenschaft der anderen Schüler:innen bleibt aus 

und deren Solidarisierung wird erschwert. Im 

Übrigen sind auch die zusätzlichen Lehrkräfte in 

den WK zum Teil Mobbing durch die anderen 

Lehrer:innen ausgesetzt.

3. Mangelnde 
Ressourcen 
und nobody 
cares
Wir haben bereits an 

anderer Stelle die These 

aufgestellt, dass sich das 

deutsche Bildungssystem in 

einer tiefen, sich stetig weiter zuspitzenden Krise 

befindet. Vor dem Hintergrund von maroden 

Schulgebäuden, dringendem Lehrkräftemangel 

und unzeitgemäßen Unterrichtsformen erhärtet 

sich der Eindruck, dass Willkommensklassen in 

erster Linie dazu dienen sollen, den Schulbetrieb 

in den Regelklassen möglichst „ungestört“ 

weiterlaufen zu lassen, bzw. dessen endgültigen 

Kollaps zu verhindern. Um die Bedürfnisse der 

geflüchteten Schüler:innen geht es eigentlich 

nicht. Dafür existieren auch gar nicht die Mittel. 

Ein Drittel der Berliner Schulen mit WK hat nicht 

einmal ein schriftliches Konzept für diese. Durch 

den Raummangel werden WK teilweise in 

Unterkünfte verdrängt oder müssen in 

Horträumen unterrichten, inmitten zwischen den 

Bastelsachen für die Regelschüler:innen, die die 

Geflüchteten nicht anfassen dürfen. Weniger als 

5% der Lehrkräfte sind ausgebildet für das 

Lehramt von Deutsch als Fremdsprache und an 

mehr als einem Viertel der Schulen unterrichten 

überhaupt keine ausgebildeten Lehrer:innen in 

den WK. Die meisten Lehrkräfte sind zudem nicht 

darauf vorbereitet, mit den traumatisierenden 

Erfahrungen, die die Schüler:innen auf der Flucht 

gemacht haben, angemessen umzugehen.  

Digitale Lehrmaterialien werden fast überhaupt 

nicht in WK genutzt, teilweise sind die Lehrer:

innen sogar dafür verantwortlich, sich privat um 

ihre Lehrmittel zu kümmern. Dies alles führt 

dazu, dass selbst wenn die Geflüchteten nach 

einer gewissen Zeit in den Regelunterricht 

überwechseln, sie den Inhalten meistens nicht 

folgen können. Schließlich gibt es auch einfach 

nicht genügend Plätze in den WK, sodass allein in 

Berlin tausende Jugendliche monatelang auf 

einen Schulplatz warten müssen.

Was bräuchte es stattdessen?
Wir wollen in der Zukunft ein detaillierteren 

Forderungskatalog für eine antirassistische 

Wende an den Schulen erarbeiten und wir laden 

dich als interessierte:n Schüler:in herzlich dazu 

ein, dabei mitzudiskutieren. Als ersten Schritt 

schlagen wir aber die folgenden Eckpunkte vor:

Integration von geflüchteten Kindern und 

Jugendlichen in die regulären Klassen ab dem 

ersten Tag

Wahlmöglichkeit zwischen Unterricht in der 

Muttersprache oder Unterstützung durch 

DaF-Lehrer:innen und Übersetzer:innen

Umfassende psychologische Betreuung zur 

Traumaverarbeitung

Kennenlern- und Vermittlungsangebote 

zwischen nicht und neu zugewanderten 

Schüler:innen (gemeinsam Fußballspielen, 

Musizieren, Spiele spielen…)

Vollen Zugang zu politischer Mitbestimmung an 

der Schule für WK-Schüler:innen

Eine selbstverwaltete Antidiskriminierungsstelle 

(siehe unseren Artikel zu dieser Forderung)

Wir sollten jetzt in allen Schulen die Frage der 

Willkommensklassen diskutieren, die bestehende 

Ungerechtigkeiten aufzeigen und gemeinsam 

nach Alternativen suchen. Vielleicht fragst du 

einmal die Schüler:innen in der WK, wie es ihnen 

im Schulalltag geht und für welche 

Verbesserungen sie sich mit einsetzen würden. 

Bei alldem müssen wir aber dennoch klar 

benennen, dass der Schulbesuch nicht von den 

Angriffen auf das Asylrecht gesondert betrachtet 

werden kann. Niemand kann sich in der Schule 

wohlfühlen, wenn man von Abschiebung bedroht 

ist, wenn man nachts nicht schlafen kann, weil es 

in der überfüllten Unterkunft zu laut ist oder 

wenn das wenige Geld auf der Bezahlkarte nicht 

reicht, um die Grundbedürfnisse zu bedienen. 

Wir betrachten daher den Kampf für Inklusion an 

der Schule als Teil des Kampfes gegen den 

staatlichen Rassismus, für Bleiberecht und volle 

Staatsbürgerrechte für alle!

Von Brokkoli Bittner

Millionen Menschen waren in den letz-

ten Wochen & Monaten gegen Rechts 

auf der Straße und in den Schulen dis-kutieren 

Schüler:innen, wie man die AfD bekäm-pfen 

kann. Während immer noch viele davon 

überzeugt sind, dass man gemeinsam mit den 

bürgerlichen Parteien den Rechtsruck aufhalten 

kann, sehen wir darin keine Perspektive. Die AfD 

hetzt, aber die Ampel macht die passenden 

Gesetze dazu. Mit ihrer Zustimmung zur GEAS-

Reform der Festung Europa haben die Grünen, 

die SPD und die FDP dafür gesorgt, dass das Asyl-

recht in der EU faktisch abgeschafft wird. Eine 

Forderung, wie sie die AfD schon lange aufgewor-

fen hat. Wir schlagen für uns Jugendliche & 

Schüler:innen eine andere Taktik vor: Gemeinsam 

mit euch wollen wir einen bundesweiten Schul-

streik gegen Abschiebungen und AfD organisie-

ren. Warum wir dieses Mittel zur Durchsetzung 

von Forderungen einsetzen und wie man einen 

Streik organisiert, erfahrt ihr in diesem Artikel.

Warum überhaupt ein Streik?
Die Schule bestreiken bedeutet, den Unterricht zu 

boykottieren und 

stattdessen gemeinsam für ein politisches Ziel auf 

die Straße zu gehen. Ein Schulstreik legt zwar 

nicht wie andere Streiks die Produktion oder das 

öffentliche Leben lahm, aber er ist ein Akt des 

politischen Massenprotests und stört den 

„normalen“ Schulbetrieb. Und das ist auch 

wichtig und richtig, denn dieser Alltag aus 

Diskriminierung, kaputtgespartem Schulsystem 

und Abschiebungen ist nicht normal! Ein Schul-

streik gibt uns eine Stimme, indem wir uns klar 

und deutlich gegen Abschiebungen und AfD 

positionieren, ohne viel Angst haben zu müssen, 

von der Schule zu fliegen. Es gibt zwar kein Recht 

auf Schulstreik, aber er ist auch nicht konkret 

verboten. Und so haben schon viele große Schul-

streiks in der Vergangenheit, ob 2008 gegen die 

Bildungskürzungen, ob 2016 gegen Rassismus, 

oder ab 2019 in Fridays for Future gezeigt, dass 

wir durch unsere Streiks etwas erreichen können.

Voraussetzung: Das Thema muss 
relevant für Schüler:innen sein
Bevor wir die Menschen in unserem Umfeld zu 

How to:

GEGEN

ORGANISIEREN

SCHULSTREIK
RECHTS
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gemeinsamen Aktionen & Protesten aufrufen 

können, müssen sie die Problematik auf dem 

Schirm haben. Für alle, die rassistisch oder 

sexistisch diskriminiert werden, stellt sich diese 

Frage meistens nicht, da ihr Alltag vom Rechts-

ruck durchzogen ist: Schlechtere Noten als 

„deutsche“ Mitschüler:innen, Ansprachen mit 

den falschen Pronomen & Namen, Beleidigungen 

und die ständige Angst vor Abschiebungen. 

Zehntausende Jugendliche in Deutschland haben 

keine dauerhafte Aufenthaltserlaubnis, sondern 

sind lediglich „geduldet“. Duldung heißt „vorü-

bergehende Aussetzung der Abschiebung“. Und 

wer soll sich eigentlich auf Mathe konzentrieren, 

wenn total unklar ist, ob die Duldung nächste 

Woche noch verlängert wird? Aber spätestens seit 

der Correctiv-Recherche über Geheimtreffen der 

AfD mit Rechtsextremen der Identitären Bewe-

gung, gehen Viele auf die Straße, um den Rechts-

ruck aufzuhalten, die das Problem vorher nicht so 

deutlich gesehen haben oder geglaubt haben, sie 

könnten nichts dagegen tun. Man kann also mit 

Recht sagen, dass Jetzt der optimale Zeitpunkt ist, 

um gemeinsam Widerstand zu organisieren.

Schritt 1: Mobilisierungen und 
Druck auf [‘solid], JuSos und die 
Gewerkschaften/jugenden
Während wir von Schule zu Schule gehen, plaka-

tieren, flyern und unzählige Diskussion führen, 

die Missstände immer wieder aufs Neue erklären, 

sollten wir aber eins nicht vergessen: Es gibt 

bereits eine große Anzahl an Jugendlichen, die 

erkannt haben, dass sich etwas ändern muss und 

sich daher einer Jugendorganisation angeschlos-

sen haben, welche sich diese Veränderung auf die 

Fahnen schreibt. Allein [‘solid] und die JuSos 

haben zusammen knapp 100.000 Mitglieder. Und 

beide Gruppen haben den Anspruch formuliert, 

sich gegen den Rechtsruck zu stellen. Das Pro-

blem ist nur, die Führungen dieser reformisti-

schen Organisationen haben kein Interesse daran 

ihre Mitgliedschaft wirklich zu mobilisieren. Für 

sie geht es an erster Stelle nicht selten darum, die 

eigene Karriere in der Partei voranzutreiben, um 

es sich selbst später einmal nett einzurichten, 

während man hauptberuflich faule Kompromisse 

mit den Herrschenden aushandelt. Ihr Problem 

ist, dass sie letztlich immer die Interessen ihrer 

Mitglieder verraten müssen, wenn sie nicht bereit 

sind, den Boden der herrschenden Ordnung zu 

verlassen. Ähnlich ist es bei den Jugendgewerk-

schaften, deren Jugendsekretäre häufig vom 

Apparat selbst eingesetzt und nur noch formal 

per Wahl bestätigt werden. All das ändert aber 

nichts daran, dass ihre Basis unter den gleichen 

Missständen leidet wie wir und diese auch sehen 

kann. Wenn wir es also schaffen, durch unsere 

Mobilisierung, und z.B. durch öffentliche Aufrufe, 

diese Basis in Bewegung zu bringen, so ist auch 

die Führung zur Handlung gezwungen, will sie 

nicht ihr noch verbliebenes bisschen Legitimität 

verspielen wollen. Dasselbe gilt bei der Auswei-

tung an die Unis bzw. Berufsschulen ebenso für 

den SDS und in geringerem Maße auch für die 

SDAJ (Jugendorganisation der DKP (Deutsche 

kommunistische Partei, entgegen des Namen 

eher programmatisch reformistisch), die auch 

mal ihre paar hundert Mitglieder auf die Straße 

bringen könnte. Genauso wichtig ist Fridays For 

Future, da sie bereits an den Schulen verankert 

sind und ihre Mitglieder diese als Räume für 

politische Kämpfe anerkennen. Auch die Basis 

von FFF wird regelmäßig von Führungsfiguren 

wie Luisa Neubauer verraten, die die Ziele und 

Forderungen der Klimabewegung radikal aus-

verkauft. Dennoch müssen wir sie zur gemein-

samen Aktion auffordern, denn nur so muss sich 

Neubauer vor den Augen ihrer Basis rechtferti-

gen, warum sie letztlich nicht an einem anti-

rassistischen Schulstreik teilnehmen will. Es gilt 

also, offen auf diese Organisationen zuzugehen 

und sie von der Notwendigkeit eines antirassisti-

schen Schulstreiks zu überzeugen. Dabei ist die 

Tatsache, dass die Aktion gemeinsam stattfindet 

jedoch wichtiger als dass der Schulstreik genau 

die Form hat, wie wir sie uns vorstellen. Das muss 

dann in Schritt 2 offen ausdiskutiert und 

demokratisch beschlossen werden.

Schritt 2: Eine Aktionskonferenz 
einberufen
Dieser Schritt dient dann dem Zweck offen auszu-

diskutieren und demokratisch zu beschließen, 

wie der Schulstreik konkret aussehen kann, was 

seine genauen Forderungen sein sollen und wie 

man noch mehr Schüler:innen mobilisieren kann. 

Um diese Diskussion zu führen, muss also eine 

Aktionskonferenz einberufen werden, auf der 

über den Aufruf und den konkreten Streikplan 

sowie über verschiedene Aktionsformen an den 

Schulen selbst diskutiert wird. Zu dieser Aktions-

konferenz müssen auch die noch skeptischen 

Teile der Jugend eingeladen werden. Ziel muss es 

sein, auch mit diesen Teilen zu diskutieren.

Revolutionär:innen haben dabei auch die Auf-

gabe, die Grenzen von allein auf Schulen und 

Schülis beschränkten Aktionen aufzuzeigen und 

auf die Notwendigkeit eines strategischen Bünd-

nisses mit der Arbeiter:innenklasse hinzuweisen. 

Beim Thema Rassismus muss klar gemacht wer-

den, dass kein:e Arbeiter:in ein Interesse an der 

ungleichen Bezahlung von Migrant:innen hat. Es 

muss daher eine Debatte mit den Gewerkschaften 

über eine Streikbeteiligung geben. Dabei darf die 

Jugend ihre Kritik an der Gewerkschaft nicht 

verschweigen und muss klar für die Aufnahme 

von Flüchtlingen in die Gewerkschaft und für 

lokale Streikkomitees – nicht nur in den Schulen, 

sondern auch - in den Betrieben eintreten. 

Außerdem muss klar sein: Ein Kampf gegen 

Rassismus muss ein Kampf gegen die Herrschen-

den sein, denn diese sind dafür verantwortlich, 

dass Mitschüler:innen abgeschoben werden, 

migrantische Arbeiter:innen schlechter bezahlt 

werden und Schüler:innen ihre rassistischen 

Lehrer:innen nicht abwählen können. Der Kampf 

gegen Rassismus kann nur erfolgreich sein, wenn 

er seine materiellen Wurzeln in der kapitalisti-

schen Produktionsweise bekämpft. Doch so wich-

tig und richtig diese Punkte für Revolutionär:in-

nen sind, machen wir sie nicht zur ultimativen 

Bedingung für eine gemeinsame Aktion. Das wäre 

letztlich sektiererisch, schließlich können wir 

nicht erwarten, dass Jugendliche, die etwas 

gegen Rassismus machen wollen, automatisch mit 

einem antikapitalistischen Klassenbewusstsein 

auf die Aktionskonferenz kommen. Vielmehr 

müssen wir sie durch die gemeinsame Praxis 

davon überzeugen.

Schritt 3: Ab auf die Straße!
Wenn wir es geschafft haben, uns auf der Ak-

tionskonferenz über die Erfahrungen an unseren 

Schulen auszutauschen und gemeinsam demo-

kratisch über die Forderungen des Streiks abge-

stimmt haben, ist es Zeit, diesen zu organisieren. 

Wir müssen also all unsere Freund:innen, Mit-

schüler:innen & Lehrer:innen dazu einladen, an 

diesem Tag nicht zur Schule, sondern zur Demo 

oder Kundgebung zu gehen. Vor der Schule Flyer 

verteilen, ist die optimale Gelegenheit, mit Leute 

ins Gespräch zu kommen, die man sonst nicht 

erreichen würde. Zusätzlich hilft es, in der Schule 

Plakate für den Streik aufzuhängen und den Auf-

ruf über alle möglichen Social Media-Kanäle und 

Whatsapp-Gruppen zu verbreiten. Gemeinsame 

Vorbereitungstreffen, z.B. zum Schilder malen 

sind auch immer motivierend und eine gute 

Chance zum Vernetzen. Durch das Einberufen 

einer schulrechtlich verankerten Vollversamm-

lung sorgt man dafür, dass das Thema mehr Auf-

merksamkeit bekommt, man mit allen Schülis 

gemeinsam diskutieren kann und auch alle 

wirklich erreicht.

Dann bleibt nur noch das Wichtigste zu tun: 

Zusammen, zahlreich & laut auf die Straße ge-

hen! In Redebeiträgen müssen wir die aktuelle 

Situationen in unseren Schulen ganz klar kritisie-

ren, aber auch Geflüchteteninitiativen und die 

beteilligten Organisationen ans Mikro holen. Auf 

Schildern & in Parolen ist unser Protest so laut, 
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Eigentumsvorbehalt: Dieses Magazin ist 
solange Eigentum des Absenders, bis es dem 
Gefangenen persönlich ausgeliefert worden ist. 
“Zur Habenahme” ist keine Aushändigung im 
Sinne dieses Vorbehalts. Wird diese Druck-
schrift dem Gefangenen nicht persönlich 
ausgehändigt, ist sie dem Absender mit dem 
Grund des Nichtaushändigens zurückzusenden.

Um die Welt zu verändern, müssen wir sie verstehen! 
Deswegen organisieren wir auch dieses Jahr unser revolutionäres 
Sommercamp. In mehr als 60 Workshops werden wir uns damit auseinan-
dersetzen, was die Ursachen von Krieg und Krise sind. Gemeinsam wollen 
wir diskutieren, welche Auswirkungen die aktuelle Weltlage auf die Lage 
von Frauen und LGBTIA+ hat und werfen einen genaueren Blick auf die 
Lage in Ländern wie China, Russland oder Palästina.
Ebenso beschäftigen wir uns auch, wie wir in Zeitender Regierungskrise und 
dem Krieg in Gaza erfolgreich Widerstand leisten können. Wie kann der 
„System Change“ in der Umweltbewegung nicht nur eine Phrase bleiben, 
sondern wirklich werden? Welche Forderungen und Taktiken bringen uns 
näher, dem Kapitalismus ein Ende zu setzen? Diese und weitere Fragen 
wollen wir mit euch diskutieren und dazu auch
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NOCH VIEL MEHR VON UNS!

Bock Auf...

6.-11.8.2024
Brandenburg

eine gute Zeit zusammen haben 
mit Party, Kultur und Lagerfeuer!

Safe the Date:

SCHÜLER:INNEN in aktion!
Um den Schüler:Innen des Grünen Campus 

Malchow in Lichtenberg ihre Politische Position 

innerhalb dieses Systems deutlich zu machen, 

versuchen wir und mitstreitende Schüler:Innen, 

mit welchen wir uns gemeinsam an der Schule 

Politisch Organisieren, eine Vollversammlung zur 

aktuellen Bildungskrise zu machen. Dies fällt uns 

glücklicherweise nicht schwer da viele Lehrkräfte 

dem offen gegenüberstehen und wir auf kaum 

Widerstand treffen, da sie einen Tarifkampf 

führen, um ihre Arbeitsbedingungen zu verbes-

sern, indem sie ihre Hauptforderung nach klei-

neren Klassen umsetzen wollen. Auf dieser 

Vollversammlung werden wir versuchen die 

aktuell eingeschränkten Handlungsmöglichkeiten 

der Schüler:Innen hervor zu heben.  

Wir haben uns bewusst für eine Vollversammlung 

entschieden, anstatt eines anderen mittels, da 

alle Schüler:Innen verpflichtet sind an dieser 

teilzunehmen und die Schüler:Innenvertretung 

(GSV) entscheiden darf wie diese gestaltet wird. 

Um die GSV von unserem Vorhaben zu überzeu-

gen, mussten wir es ihr entsprechend Schmack-

haft gestalten. Wir haben das ohne inhaltliche 

Änderungen geschafft. Wir haben uns auch dafür 

entschlossen diese Vollversammlung zeitlich 

strategisch zu positionieren, damit wir inhaltlich 

einen guten Anschluss finden. Aufgrund dessen 

versuchen wir die Vollversammlung vor der 

Europawahl stattfinden zu lassen.

dass selbst die letzte Schulleitung sie nicht länger 

überhören kann. Und natürlich beschränkt sich 

unser Kampf nicht nur auf diesen Tag: So lange, 

wie unsere Forderungen nicht erfüllt sind, gehen 

wir auf die Straße und legen den Schulalltag 

lahm- in unserer Stadt und deutschlandweit. Für 

eine Zukunft, in der alle Schüler:innen ohne 

Angst vor Abschiebung & Gewalt lernen können. 

Für eine sichere & gerechte Bildung,

gegen den Rechtsruck!

Werde Teil von 
Jugend gegen 
Abschiebung!

Im März hat unsere Schulgruppe an der Christian 

Morgenstern Schule in Hamburg kleine Boxen 

und Plakate in den Schulklos aufgehängt. Damit 

wollten wir den Schüler*innen die Möglichkeit 

geben, uns ihre Wünsche Ideen und Forderungen 

für einen guten Sexualkundeunterricht anonym 

mitzugeben. Auf den Plakaten haben wir auch auf 

unseren Instagram Kanal @cms_gegenrechts 

aufmerksam gemacht, auf dem wir besser 

erreichbar sind und noch einmal länger erklärt 

haben, warum Sexualkundeunterricht gerade 

jetzt in Zeiten des Rechtsrucks so wichtig ist.

Wir wollten mit dieser Aktion darauf aufmerksam 

machen, dass wir, wie an vielen anderen Schulen, 

schlechten, bis keinen Sexualkundeunterricht 

haben, der sich vor allem nicht an den 

Bedürfnissen der Schüler*innen ausrichtet. Wir 

beteiligen uns an einer Arbeitsgruppe, wo wir die 

Möglichkeit haben, den Sexualkundeunterricht 

mitzubestimmen, unsere Forderungen und die 

Wünsche unserer Mitschüler*innen 

hereinzutragen. So wollen wir einen durch 

Schüler*innen mitbestimmten 

Sexualkundeunterricht erreichen, der uns 

ehrlich aufs Leben vorbereitet und sich durch 

Rechtsruck befeuerten Sexismus und 

Queerfeindlichkeit entgegenstellt.

berlin

hamburg

Tritt der Telegram Gruppe bei



EU-WAHLEN? 

Unsere Schulen sind die Orte, an denen wir uns 
jahrelang fünf Tage pro Woche aufhalten müssen. 
Hier entstehen Freund:innenschaften, Fähigkeiten 
und Entscheidungen, die sich auf den Rest unseres 
Lebens auswirken. Deshalb ist es so wichtig, dass 
sich alle Schüler:innen wohl fühlen und in einem 
sicheren Rahmen lernen können. Dass das nicht der 
Realität entspricht, ist klar. Umso wichtiger ist es, 
dass wir denen, die mit ihrer Politik unsere 
Mitschüler:innen angreifen, keinen Raum geben.
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